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A. Problem 

Durch den auf Artikel 118 a EWG-Vertrag gestützten Richtlinien-
vorschlag sollen gemäß der Gemeinschaftscharta der sozialen 
Grundrechte der Arbeitnehmer und dem Aktionsprogramm der 
Kommission der EG zur Anwendung dieser Charta bestimmte, die 
Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz ge-
währleistende Aspekte der Arbeitszeitgestaltung, z. B. tägliche 
und wöchentliche Mindestruhezeiten oder bezahlter Mindestjah-
resurlaub, EG-einheitlich geregelt werden. Die vorgeschlagenen 
Vorschriften können als Mindeststandards durch für die Arbeit-
nehmer günstigere Regelungen der Mitgliedstaaten ergänzt 

werden. 

B. Lösung 

Nach Kenntnisnahme des Richtlinienvorschlages Aufforderung 
des Bundestages an die Bundesregierung, bei den weiteren Bera-
tungen im Rat auf die in der Beschlußempfehlung enthaltenen For-

derungen zu achten. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 



Drucksache 12/315 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle nach Kenntnisnahme des nachstehenden 

Richtlinienvorschlages beschließen: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt den Vorschlag für eine Richtlinie 
des Rates über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung als 

Teil der Umsetzung der EG-Sozialcharta. Er unterstützt die Bemü-
hungen der Bundesregierung um EG-einheitliche Mindestvor-

schriften zum Schutz der Gesundheit der Arbeitnehmer und for-
dert die Bundesregierung auf, bei den weiteren Beratungen des 

Richtlinienvorschlages auf EG-Ebene dafür Sorge zu tragen, daß 

insbesondere 

— der Sonntag — in Einklang mit der verfassungsrechtlichen 
Zweckbestimmung der Sonn- und Feiertage im Grundgesetz 

der Bundesrepublik Deutschland — als der grundsätzliche 
wöchentliche Ruhetag im Richtlinienvorschlag festgelegt 

wird, 

— zur Konkretisierung der EG-Sozialcharta ausdrücklich ein vier-
wöchiger Mindestjahresurlaub sowie Mindestregelungen für 
Ruhepausen aus Gründen des Gesundheitsschutzes im Richt-

linienvorschlag vorgesehen werden, 

— die Gestaltungsfreiheit der Tarifvertragsparteien im Bereich 

des Arbeitszeitschutzes durch EG-weite Regelungen nicht ein-

geschränkt wird. 

Bonn, den 22. März 1991 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Günther Heyenn 

Vorsitzender 

Manfred Reimann 

Berichterstatter 
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EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFTEN 
DER RAT 

Brüssel, den 28. September 1990 (04.10) 
(OR. f) 

8073/90 

RESTREINT 

SOC 221 

SCHREIBEN (Übersetzung) 

der 	Kommission der Europäischen Gemeinschaften, unterzeichnet von dem Kommissionsmitglied 
Frau Vasso PAPANDREOU 

vom 3. August 1990 1 ) 

an 	S. E. den Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften, Herrn G. DE MICHELIS 

Betr.: Vorschlag für eine Richtlinie „Arbeitszeitgestaltung" 

mt/HE/mk 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

ich darf Ihnen einen Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über bestimmte 
Aspekte der Arbeitszeitgestaltung übermitteln. 

Dieser Vorschlag enthält gemäß der Gemeinschaftscharta der sozialen Grund-
rechte der Arbeitnehmer und dem Aktionsprogramm der Kommission zur Anwen-
dung dieser Charta einen „Sockel" grundlegender Bestimmungen zu bestimmten 
Aspekten der Arbeitszeitgestaltung, die die Gesundheit der Arbeitnehmer und die 
Sicherheit am Arbeitsplatz betreffen. Hierbei handelt es sich um: 

— tägliche und wöchentliche Mindest-Ruhezeiten; 

— Mindestvoraussetzungen für die Ableistung von Schicht- und insbesondere 
Nachtarbeit; 

— Gesundheitsschutz und Sicherheit der Arbeitnehmer bei Änderungen des 
Arbeitsablaufs, die sich aus der Gestaltung der Arbeitszeit ergeben. 

Die von der Kommission mit dieser Richtlinie vorgeschlagenen Maßnahmen sollen 
die Bestimmungen zur Festlegung von Mindestbedingungen auf dem Gebiet des 
Gesundheitsschutzes und der Sicherheit am Arbeitsplatz durch Richtlinien des 
Rates, insbesondere im Zusammenhang mit der Rahmenrichtlinie 89/391/EWG vom 
12. Juni 1989, vervollständigen. 

Da sich der Vorschlag auf Artikel 118 a des Vertrags zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft stützt, ist das Verfahren der Zusammenarbeit mit 
dem Europäischen Parlament anzuwenden und der Wirtschafts- und Sozialausschuß 
anzuhören. 

Der Rat müßte seinen gemeinsamen Standpunkt im März 1991 festlegen. Im Hin-
blick darauf müßten das Europäische Parlament und der Wirtschafts- und Sozial-
ausschuß gebeten werden, ihre Stellungnahme im Dezember 1990 abzugeben. 

(Schlußformel) 
Für die Kommission 

gez. Vasso PAPANDREOU 
Kommissionsmitglied 

Anl.: Dok. KOM(90) 317 endg. SYN 295 

1) Die Texte des Vorschlags sind dem Generalsekretariat am 27. September 1990 zugegangen. 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 
KOM(90) 317 endg. — SYN 295 
Brüssel, den 20. September 1990 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung 

(von der Kommission vorgelegt) 

Begründung des Vorschlags für eine Richtlinie über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung 

I. Einleitung 

1. Der Europäische Rat hat auf seinen Tagungen in 
Hannover, Rhodos und Madrid die Ansicht vertreten, 
daß im Rahmen der Schaffung des einheitlichen Bin-
nenmarkts den sozialen Aspekten die gleiche Bedeu-
tung wie den wirtschaftlichen Aspekten beizumessen 
ist und daß sie deshalb in ausgewogener Weise wei-
terzuentwickeln sind. In gleicher Weise haben auch 
das Europäische Parlament (in mehreren Initiativ-Ent-
schließungen) und der Wirtschafts- und Sozialaus-
schuß (in seiner Stellungnahme vom Monat Februar 
1989) die Bedeutung dieser Demarche anerkannt. 

Nach Titel I Ziffer 7 der Gemeinschaftscharta der so-
zialen Grundrechte der Arbeitnehmer muß „die Ver-
wirklichung des Binnenmarkts ... zu einer Verbesse-
rung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Ar-
beitnehmer in der Europäischen Gemeinschaft füh-
ren. Dieser Prozeß erfolgt durch eine Angleichung 
dieser Bedingungen ... und bet rifft namentlich die 
Arbeitszeit und die Arbeitszeitgestaltung ...". Des 
weiteren hat nach Ziffer 8 der Gemeinschaftscharta 
„jeder Arbeitnehmer der Europäischen Gemeinschaft 
Anspruch auf wöchentliche Ruhezeit und einen be-
zahlten Jahresurlaub, deren Dauer gemäß den einzel-
staatlichen Gepflogenheiten auf dem Wege des Fort-
schritts in den einzelnen Staaten einander anzunä-
hern ist", Schließlich besagt Ziffer 19, daß „jeder Ar-
beitnehmer in seiner Arbeitsumwelt zufriedenstel-
lende Bedingungen für Gesundheitsschutz und Si-
cherheit vorfinden muß und daß geeignete Maßnah-
men zu ergreifen sind, um die Harmonisierung der auf 
diesem Gebiet bestehenden Bedingungen auf dem 
Wege des Fortschritts weiterzuführen" . 

In diesem Sinne hat die Kommission in ihrem Aktions-
programm zur Anwendung der Gemeinschaftscharta 
darauf verwiesen, daß „die Anpassung, Flexibilisie-
rung und Gestaltung der Arbeitszeit ... wesentliche 
Bestandteile der Arbeitsbedingungen und der Unter-
nehmensdynamik" sind und „... eine beachtliche 
Rolle bei der Entwicklung des Arbeitsmarktes und der 
Schaffung von Arbeitsplätzen" spielen. Unter nach-
drücklicher Betonung der Bedeutung der Flexibilisie

-

rung der Arbeit, die es den Unternehmen ermöglicht, 
sich den Wettbewerbsbedingungen anzupassen und 
ihre Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern, vertritt die 
Kommission die Auffassung, daß darauf zu achten ist, 
daß „... diese Praxis ... " (d. h. die grundlegenden 
Bedingungen hinsichtlich Flexibilität der Arbeitszeit 
gemäß den tarifvertraglichen Regelungen) „... das 
Wohlergehen und die Gesundheit der Arbeitnehmer 
nicht beeinträchtigt. So sollten auf Gemeinschafts-
ebene bestimmte Mindestvorschriften über die 
Höchstarbeitszeit, die Ruhezeit, den Urlaub, die 
Nachtarbeit, die Wochenendarbeit und die systemati-
sche Mehrarbeit vorgesehen werden". 

2. Demzufolge möchte die Kommission in Anwen-
dung der Gemeinschaftscharta und gemäß der 
Ankündigung in ihrem Aktionsprogramm einen 
„Sockel" grundlegender Bestimmungen zu bestimm-
ten Aspekten der Arbeitszeitgestaltung in Vorschlag 
bringen, die die Gesundheit der Arbeitnehmer und 
die Sicherheit am Arbeitsplatz betreffen. Hierbei han-
delt es sich um: 

— tägliche und wöchentliche Mindest-Ruhezeiten; 

— bezahlten Mindestjahresurlaub; 

— Mindestvoraussetzungen für die Ableistung von 
Schicht- und insbesondere Nachtarbeit; 

— Gesundheitsschutz und Sicherheit der Arbeitneh-
mer bei Änderungen des Arbeitsablaufs, die sich 
aus der Gestaltung der Arbeitszeit ergeben. 

Soweit andere im Aktionsprogramm nament lich er-
wähnte Aspekte auf dem Gebiet der Arbeitszeitge-
staltung betroffen sind, sollte es nach Auffassung der 
Kommission einstweilen den Sozialpartnern bzw. den 
nationalen Gesetzgebern überlassen bleiben, sich mit 
diesen Fragen zu befassen. Im übrigen müßten diese 
Fragen im Rahmen des Dialogs der Sozialpartner auf 
Gemeinschaftsebene eingehend behandelt werden, 
wobei die Kommission sich vorbehält, Vorschläge zu 
unterbreiten, sofern sie dies für angemessen erach-
tet. 
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— Zur Höchstarbeitszeit ist zunächst nachdrücklich 
festzustellen, daß es sich dabei um eine evolutive 
Größe handelt. Die Entwicklungen im Bereich der 
Arbeitszeitgestaltung (siehe nachstehende Zif-
fern 4 und 5, insbesondere Schichtarbeit, Wechsel-
schichtarbeit und Wochenend-Einsatzschichten) 
erschweren die Festlegung von Höchstgrenzen, 
für die im übrigen ein homogener Bezugszeitraum 
(Tag, Woche, Monat, Jahr) festgelegt werden 
müßte. In dieser Hinsicht stellen die in dieser 
Richtlinie vorgeschlagenen Bestimmungen über 
tägliche oder wöchentliche Mindestruhezeiten un-
ter dem Aspekt der Gesundheit und Sicherheit der 
betroffenen Arbeitnehmer ein „Auffangnetz" 
dar. 

— In der Frage der systematischen Mehrarbeit ist die 
Kommission der Auffassung, daß deren Lösung Sa-
che der Sozialpartner sein sollte bzw. durch einzel-
staatliche Vorschriften zu regeln wäre. Allerdings 
dürfen hierbei die Erwägungen hinsichtlich der 
Gesundheit und der Sicherheit der Arbeitnehmer 
nicht außer acht gelassen werden. Unter diesem 
Aspekt betrachtet — und zwar ausschließlich unter 
diesem Aspekt — , werden mit dieser Richtlinie 
Vorschriften über tägliche und wöchentliche Min-
dest-Ruhezeiten (Artikel 3 und 4) bzw. für Nacht-
arbeit im Rahmen von mit besonderen Risiken oder 
einer erheblichen physischen oder geistigen An-
spannung verbundenen Arbeitstätigkeiten (Arti-
kel 6 Ziffer 3) festgelegt. 

— Was die Wochenend-Arbeit an sich betrifft, d. h. 
die Frage der Zweckmäßigkeit der Festlegung von 
Vorschriften über deren Verbot oder deren Zuläs-
sigkeit, so ist die Kommission der Auffassung, daß 
es sich hierbei in erster Linie um einen Aspekt han-
delt, bei dem wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Gegebenheiten zum Ausdruck kommen, und der 
nicht in direktem Zusammenhang mit Gesundheit 
und Arbeitssicherheit steht. Im übrigen ist zu be-
merken, daß im Zuge der Entwicklung neuer 
Schichtarbeitssysteme häufig Schichtbelegschaf-
ten zur Wochenendarbeit eingesetzt werden, wozu 
auch die mit Instandhaltungsarbeiten an den Wo-
chenenden beauftragten Belegschaften gehören. 

Die von der Kommission mit dieser Richtlinie vorge-
schlagenen Maßnahmen würden die vom Rat bereits 
angenommenen oder in Form eines Vorschlags der 
Kommission vorliegenden Bestimmungen zur Festle-
gung von Mindestbedingungen auf dem Gebiet des 
Gesundheitsschutzes und der Sicherheit am Arbeits-
platz durch Richtlinien des Rates, insbesondere 
im Zusammenhang mit der Rahmenrichtlinie 
89/391/EWG vom 12. Juni 1989 über die Durchfüh-
rung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicher-
heit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer 
am Arbeitsplatz, vervollständigen. Dies bedeutet, daß 
alle Artikel der genannten Richtlinie, insbesondere 
Artikel 7 (über Vorsorge- und Schutzdienste), Arti-
kel 10 (Unterrichtung der Arbeitnehmer), Artikel 11 
(über die Anhörung und Beteiligung der Arbeitneh-
mer) und Artikel 12 (Unterweisung der Arbeitnehmer) 
zur Anwendung gelangen. Hier sei daran erinnert, 
daß im Sinne der vorhin erwähnten Rahmenrichtlinie 
als Arbeitnehmer „jede Person, die von einem Arbeit

-

geber beschäftigt wird, einschließlich Praktikanten 
und Lehrlingen . " (Artikel 3 Buchstabe a) gilt und 
als Arbeitgeber „jede natürliche oder juristische Per-
son, die als Vertragspartei des Beschäftigungsverhält-
nisses mit dem Arbeitnehmer die Verantwortung für 
das Unternehmen bzw. den Bet rieb trägt" (Artikel 3 
Buchstabe b). 

Ferner sei daran erinnert, daß hiermit zusammenhän-
gende Vorschläge betreffend spezifische Arbeitneh-
merkategorien, d. h. ein Richtlinienvorschlag zum 
Schutz von Schwangeren am Arbeitsplatz und ein 
Richtlinienvorschlag über die Angleichung der einzel-
staatlichen Rechtsvorschriften über den Schutz Ju-
gendlicher, im Sommer 1990 bzw. in der ersten Jah-
reshälfte 1991 unterbreitet werden sollen. 

3. Wenngleich die Notwendigkeit bestimmter 
Grundregeln hinsichtlich Arbeitszeit auf Gemein-
schaftsebene anerkannt wird, ist dennoch besonders 
hervorzuheben, daß bei allen durch die nationalen 
Praktiken bedingten Unterschieden das Gebiet der 
Arbeitsbedingungen generell in unterschiedlichem 
Ausmaß je nach Autonomiegrad der Sozialpartner, die 
vielfach stellvertretend für die öffentliche Hand tätig 
sind und/oder in Ergänzung zu dieser fungieren, Sa-
che der Sozialpartner ist. Um den unterschiedlichen 
Gegebenheiten gemäß dem Subsidiaritäts-Prinzip 
Rechnung tragen zu können, ist die Kommission der 
Auffassung, daß die Rolle, die die Verhandlungen 
zwischen den Sozialpartnern spielen, im Rahmen der 
vorgeschlagenen Aktion in vollem Umfang zum Tra-
gen kommen müßte, vorausgesetzt, die im Kommis-
sionsvorschlag dargelegten Grundsätze werden ge-
wahrt. Mit anderen Worten: In diesem Bereich ist un-
bedingt der Tatsache Rechnung zu tragen, daß zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ge troffene 
Vereinbarungen grundsätzlich die Anwendung von 
Gemeinschaftsrichtlinien fördern können, was aller-
dings keineswegs bedeuten würde, daß die Mitglied-
staaten von der Verpflichtung entbunden wären, die 
in diesen Richtlinien verfolgten Ziele zu verwirkli-
chen. 

Mit der Übermittlung dieses Vorschlags an den Rat 
möchte die Kommission auf die Bedeutung hinweisen, 
die sie in Anerkennung des Subsidiaritäts-Prinzips 
der Kohärenz einer gemeinschaftlichen Vorgehens-
weise, bei der die Vollendung des Binnenmarkts und 
die soziale Entwicklung im Bereich Gesundheit und 
Sicherheit am Arbeitsplatz Hand in Hand gehen, bei-
mißt. 

II. Neueste Entwicklungen auf dem Gebiet der 
Arbeitszeit und der Betriebszeit 

Quantitative Faktoren und Daten 

4. In den letzten Jahren hat die Entkoppelung der 
individuellen Arbeitszeit von den Betriebszeiten in 
den meisten Mitgliedstaaten ständig an Bedeutung 
gewonnen. Diese Entwicklung hat dazu beigetragen, 
daß die Auslastung der vorhandenen Kapazitäten ge-
steigert, diese flexibel an die neuen Gegebenheiten 
angepaßt, Produktivitätsgewinne erzielt und die 
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Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen in der Ge-
meinschaft gestärkt werden konnte und ist somit ein 
wichtiges Flexibilitätselement. Darüber hinaus fördert 
die Verlängerung der Betriebszeiten oft Modernisie-
rungsinvestitionen und ermöglicht in jedem Falle die 
Einsparung von Fixkapital bei einem gegebenen Aus-
stoß. Sowohl auf gesetzgeberischer Ebene als auch 
und besonders beim Abschluß vieler Tarifvereinba-
rungen hat sich dieser Trend zu einer flexibleren Nut-
zung des Produktionsapparates, einer Verlängerung 
und variableren Gestaltung der Geschäftszeiten vieler 
Dienstleistungsunternehmen bestätigt, was generell 
zu einer Verbesserung der Lebensfähigkeit der Unter-
nehmen und besseren Abstimmung auf die sich än-
dernden Markterfordernisse geführt hat. Im übrigen 
werden derar tige Maßnahmen offenbar den Bedürf-
nissen der Arbeitnehmer besser gerecht, so daß sich 
berufliche und familiäre Verpflichtungen besser mit-
einander in Einklang bringen lassen und aufgrund der 
zunehmend flexibleren Arbeitszeitgestaltung mehr 
Arbeitnehmer in den Arbeitsmarkt eingegliedert wer-
den können, wodurch ihrerseits auch die Beschäfti-
gungsmöglichkeiten steigen. 

5. Durch die Entkoppelung der individuellen Ar-
beitszeit von den Betriebszeiten können letztere, wie 
eine kürzlich von der Kommission durchgeführte Er-
hebung (veröffentlicht in „Europäische Wirtschaft", 
Beiheft B Nr. 11, 1989, und Nr. 2, 1990) zeigt, in eini-
gen Mitgliedstaaten auf das Doppelte der individuel-
len Arbeitszeiten in der Indust rie und im Einzelhandel 
angehoben werden. In den Ländern mit langen Ge-
schäftszeiten sind diese Unterschiede weniger ausge-
prägt. 

Die entsprechenden Zahlenangaben sind den Tabel-
len 1 und 2 zu entnehmen. 

Tabelle 1 

Wöchentliche Arbeits- und Betriebszeiten 
in der Industrie 

durch

-schnittliche 

 Betriebszeit 
(Stunden) Arbeitszeit 

(Vollzeitszeit ) 
(Stunden) 

Belgien 	  77 37 

Bundesrepublik 
Deutschland 	 53 38 

Griechenland 	 64 40 

Spanien 	  69 40 

Frankreich 	 69 39 

Irland 	  61 41 

Italien 	  73 39 

Niederlande 	 74 39 

Portugal 	  54 44 

Vereinigtes Königreich 	 76 37 

EUR 10 	  66 39 

Quelle : Ad-hoc-Arbeitsmarkterhebung EG; Ergebnisse ver-
öffentlicht in „Europäische Wirtschaft", Beiheft B, 
Nr. 11, 1989 

Tabelle 2 

Wöchentliche Öffnungszeiten und vertraglich 
geregelte Arbeitszeiten im Einzelhandel 

Mitgliedstaat Öffnungszeit 
(Stunden) 

Arbeitszeit 
(Vollzeitarbeit) 

(Stunden) 

Belgien 	  51 38 

Bundesrepublik 
Deutschland 	 48 39 

Spanien 	  45 43 

Frankreich 	 56 38 

Italien 	  49 38 

Niederlande 	 52 40 

Portugal 	  51 44 

Vereinigtes Königreich 	 58 39 

EUR 8 	  53 39 

Quelle : Ad-hoc-Arbeitsmarkterhebung EG; Ergebnisse veröf-
fentlicht in „Europäische Wi rtschaft" , Beiheft B, Nr. 2, 
1990 

6. Wie die Zahlenangaben in diesen Tabellen ver-
deutlichen, ergibt sich in bezug auf die Entkoppelung 
der individuellen Arbeitszeit von der Bet riebszeit ge-
meinschaftsweit ein sehr unterschiedliches Bild. In 
diesem Zusammenhang muß auch berücksichtigt 
werden, inwiefern für die Arbeitnehmer Mindestvor-
schriften über bestimmte Ruhezeiten zum Schutz vor 
überlangen Arbeitszeiten und etwaigen dadurch be-
dingten Beeinträchtigungen ihrer Gesundheit gel-
ten. 

7. Zahlreiche Untersuchungen haben nämlich erge-
ben, daß Arbeitsermüdung [selbstredend in Abhän-
gigkeit von der Art der Tätigkeit und den Arbeitsbe-
dingungen) von der Dauer der Arbeitszeit beeinflußt 
wird (z. B. Untersuchungen von Köppl 1)]. So ist z. B. 
festgestellt worden, daß bei einer Arbeitszeit von 
mehr als acht Stunden die körperliche und geistige 
Anstrengung mit Einsetzen der Ermüdung zunimmt. 
Selbst bei leichten Tätigkeiten trifft dies nachweislich 
zu. Um so gravierender werden diese Folgeauswir-
kungen bei Tätigkeiten, die eine statische bzw. kör-
perliche Zwangshaltung bei der Arbeit erfordern, 
oder repetitive Bewegungen erfordern oder kraftauf-
wendige oder komplizierte Arbeitsaufgaben beinhal-
ten, womit die Erfahrung bestätigt wird, derzufolge 
Ermüdung und Konzentrationseinbußen ab einem be-
stimmten Arbeitsdauerlimit unvermeid lich sind. Ge-
rade im Zusammenhang mit dem Einsatz moderner 
Technologien besteht die Gefahr, daß bei langen Ar-
beitszeiten die Fehlleistungen zunehmen. Eine hö-
here Arbeitsunfall-Wahrscheinlichkeit — besonders 
schwere Unfälle — und zunehmender Streß sind viel-
fach speziell in den letzten Arbeitsstunden festzustel-
len, wie die von Weltz und Frese 2) durchgeführten 

1) B. Köppl: Intensivierung und Humanisierung, Frankfu rt 
 1981 

2) M. Frese: Streß im Büro, Be rn  1981 
F. Weitz: Innovation im Büro, o. J. 
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Untersuchungen zeigen. Auch Rebhahn, Werner 3) 
u. a. sind in Untersuchungen über die Unfallhäufig-
keit und die Arbeitszeit-Dauer zu der Feststellung 
gelangt, daß die Arbeitsunfall-Wahrscheinlichkeit bei 
längeren Arbeitszeiten erheblich steigt. Es ist davon 
auszugehen, daß derartige Faktoren im Falle komple-
xer Arbeitssituationen noch ausgeprägter in Erschei-
nung treten. Des weiteren tritt, abgesehen von der 
rein körperlichen Arbeitsbelastung, eine zuneh-
mende psychische Belastung auf; diese Belastungs-
kombination führt ihrerseits zu Hektik und Streß, was 
sich selbstverständlich negativ auf die Arbeitsqualität 
und die Gesundheit im allgemeinen auswirkt. 

8. Zum Thema der wöchentlichen Uhrzeiten sind 
eine Reihe von Untersuchungen 4) durchgeführt wor-
den, die — obwohl relativ älteren Datums (Vernon, 
Vereinigte Staaten, 1918; Indust rial Health Research 
Board Emergency, London, 1942; Kossoris & Köhler, 
Vereinigte Staaten, 1947) insofern in ihren Ergebnis-
sen übereinstimmen, als sie zeigen, daß eine wöchent-
liche Arbeitszeit von mehr als 50 Stunden auf Dauer 
schädlich für die Gesundheit und Sicherheit der Ar-
beiter sein kann. Andere Untersuchungen neueren 
Datums (Frankreich 1975 und 1988) 5) haben diese 
Ergebnisse bekräftigt und gezeigt, daß zwischen Ar-
beitswochen von mehr als 6 Tagen und bestimmten 
gesundheitlichen Indikatoren (Ermüdung, Schlafstö-
rungen, bei ärztlichen Untersuchungen festgestellte 
Störungen) eine signifikante Korrelation besteht. 

9. Die Entwicklung flexibler Arbeitsformen, die in 
einer Vielzahl von Indust rie- und Dienstleistungsun-
ternehmen zu „kompakten" Arbeitswochen führt 
(weniger als 4 Arbeitstage und weniger als 40 Ar-
beitsstunden pro „Woche") bewirkt, daß auch neue 
Formen der Arbeitszeitgestaltung und folglich auch 
neue Formen der pe riodischen Ruhezeiten entstehen. 
Hieraus ergeben sich vielfach deutlich längere Ar-
beitstage (bis zu zwölf Stunden) und analog dazu ent-
sprechend längere Ruhezeiten (von bis zu einer Wo-
che). Inwiefern und in welcher Richtung diese neuen 
Formen der Arbeitszeitgestaltung sich langfristig auf 
die Gesundheit und Sicherheit der Arbeiter auswir-
ken, läßt sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch 
nicht voraussagen; diese Auswirkungen werden aber 
auf jeden Fall Gegenstand von Untersuchungen sein 
müssen. 

10. Es sei auch daran erinnert, daß die Internationale 
Arbeitsorganisation sich mit der Frage des Gesund 

 

heitsschutzes und der Arbeitssicherheit im Zusam- 

3) H. Rebhahn: Überstunden als Unfallursache, 1978 
E. Werner et al.: Arbeitszeit und Unfallgeschehen, Do rtmund 
1979 

4) Earl A. Allusi & Edwin A. Fleishman, Human Performance 
and Productivity: S tress and Performance Effectiveness  — 
Temporal  Factors in Human Performance and Productivity; 
Lawrence Eribaum Associates Publishers, Hillsdale, N. J., 
1982 

5) Main Wisner & James Capentier, L'aménagement des condi-
tions de travail par équipes successives (travail posté), 
Agence Nationale pour l'Amélioration des Conditions de Tra-
vail (ANACT), Ministère du Travail, Pa ris, 1976, und 
Dr. Estryn-Behar, Pathologie du personnel hospitalier fémi-
nin et conditions de travail, Institut National pour la Santé et 
les Etudes Médicales (INSERM), Paris 1988 

menhang mit überlanger wöchentlicher Arbeitszeit 
befaßt hat und dazu ein Übereinkommen über wö-
chentliche Ruhezeiten in der Indust rie (Übereinkom-
men Nr. 14, 1921) und ein zweites Übereinkommen 
(Übereinkommen Nr. 106, 1957) über wöchentliche 
Ruhezeiten in Handel und Verwaltung angenommen 
hat, die eine Mindestruhezeit von 24 zusammenhän-
genden Stunden vorschreiben, sowie eine Empfeh-
lung (Empfehlung Nr. 103, 1957) verabschiedet hat, in 
der eine wöchentliche Mindestruhezeit von 36 Stun-
den gefordert wird. Physiologisch und psychologisch 
ist nach Auffassung der IAO die Ruhezeit unabding-
bar für die Wiederherstellung der physischen wie 
auch bestimmter geistiger Kräfte und unerläßlich für 
die Erhöhung der Sicherheit der Arbeitnehmer be-
stimmter Kategorien von Bet rieben und bestimmter 
Personengruppen, die von diesen versorgt werden 6). 
Das Übereinkommen Nr. 14 haben etwa 100 Staaten 
(alle Mitgliedstaaten mit Ausnahme der Bundesrepu-
blik Deutschland und des Vereinigten Königreichs) 
und das Übereinkommen Nr. 106 annähernd 50 Staa-
ten (sämtliche Mitgliedstaaten mit Ausnahme von 
Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, Irlands, 
Luxemburgs und des Vereinigten Königreichs) ratifi-
ziert. In über 1/3 aller Industrieländer ist eine Mindest-
ruhezeit gemäß der Empfehlung Nr. 103 geregelt. 

Bezüglich der Dauer der Wochenarbeitszeit hat die 
IAO in einem Bericht aus dem Jahre 1988 darauf hin-
gewiesen, daß es eine Reihe von Wirtschaftszweigen 
und Berufstätigkeiten gibt, in denen viele Arbeitneh-
mer besonders lange Arbeitszeiten von über 48, ja 
sogar über 60 Stunden pro Woche leisten müssen. In 
mehreren Fällen wie beispielsweise in den Bereichen 
Verkehr und Bauwesen steige infolgedessen das Ar-
beitsunfall-Risiko erheblich. Gleichzeitig halte die Er-
müdung des Arbeitnehmers infolge derartiger langer 
Arbeitszeiten den Arbeitnehmer davon ab, sich an 
nichtarbeitsgebundenen Tätigkeiten zu beteiligen 
und schließlich bedeute sie eine Gefährdung seiner 
Gesundheit. 7 ) 

11. Auf ähnlichen Überlegungen beruhen maßgeb-
lich Artikel 36 der italienischen Verfassung, der einen 
Rechtsanspruch auf einen wöchentlichen Ruhetag be-
gründet, Artikel 60 Buchstabe d der portugiesischen 
Verfassung über den Rechtsanspruch auf wöchentli-
che Ruhezeit, Artikel 40 Abs. 2 der spanischen Ver-
fassung, der indirekt das Recht auf eine wöchentliche 
Ruhezeit einräumt, das schwedische Arbeitszeitge-
setz — konzipiert als Sondergesetz in Verbindung mit 
dem Gesetz aus dem Jahre 1977 über die Arbeitsum-
welt (Teil 10) —, das das Recht auf eine wöchentliche 
Ruhezeit von 36 zusammenhängenden Stunden be-
gründet, sowie die gegenwärtig in der Bundesrepu-
blik Deutschland und in den Niederlanden zur Dis-
kussion stehenden Gesetzesvorlagen über die Arbeits-
zeitgestaltung. Diesbezüglich hat die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland betont, daß nach ihrer 
Auffassung der Staat sich darauf beschränken sollte, 
für die Höchstgrenzen der täglichen Arbeitszeit, die 
Mindestpausen und die Mindestruhezeiten lediglich 
Grenzwerte zur Erhaltung der Gesundheit festzule- 

6) Vgl. Bericht VII (1), Inte rnationale Arbeitskonferenz 1956: 
The weekly rest period in commerce and offices 

7) Vgl. Working time issues in indust rialized countries, 1988 
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gen 8). Hierbei gilt als höchstzulässige Wochenarbeits-
zeit eine Gesamtdauer von 60 Stunden. Die niederlän-
dische Regierung hat den Schutz der Arbeitnehmer 
vor gesundheits- und sicherheitsgefährdenden Ar-
beitszeiten zum zentralen Ziel ihres Gesetzesvor-
schlags erklärt 9). Hierbei ist die wöchentliche Min-
destruhezeit auf 38 Stunden festgelegt. 

Schließlich ist daran zu erinnern, daß das dänische 
Gesetz zur Arbeitsumwelt aus dem Jahre 1975, das 
sich mit dem Gesundheitsschutz und der Sicherheit 
der Arbeitnehmer befaßt, in § 53 vorsieht, daß „der 
Arbeitnehmer einen Ruhetag im Laufe eines 7-Tage-
Zeitraums aufnimmt, der sich ohne Unterbrechung an 
die tägliche Ruhezeit anschließt". 

Vorschriften über Mindest-Ruhezeiten 

12. Aus den erwähnten Überlegungen im Zusam-
menhang mit Gesundheitsschutz und Sicherheit her-
aus haben sich die meisten Mitgliedstaaten veranlaßt 
gesehen, bestimmte Vorschriften über Ruhezeiten 
bzw. — wie dies häufiger der Fall ist — höchstzuläs-
sige Tages- und Wochenarbeitszeiten festzulegen. So 
ist festzustellen, daß die höchstzulässige tägliche Ar-
beitszeit (ausgenommen im Vereinigten Königreich 
und in Dänemark, wo es eine solche Höchstgrenze 
nicht gibt) 8 bis 10 Stunden (und mehr bei vorüber-
gehendem hohen Arbeitsanfall) beträgt. Nach den 
neuesten Gesetzentwürfen zur Arbeitszeitregelung in 
der Bundesrepublik Deutschland und in den Nieder-
landen können die gesetzlichen Höchstwerte tarifver-
traglich (oder sogar durch Bet riebsvereinbarung) ab-
geändert oder angepaßt werden. In Belgien und in 
Frankreich ist es im Rahmen der Arbeitszeitberech-
nung auf Jahresbasis unter bestimmten Umständen 
möglich, bis zu zwölf Stunden täglich zu arbeiten, 
sofern die Arbeitszeit dann für andere Zeiträume ent-
sprechend gekürzt wird. 

13. In Dänemark, Spanien und den Niederlanden 
sind darüber hinaus tägliche Mindest-Ruhezeiten 
festgelegt worden; allerdings gibt es in Dänemark 
keine gesetzliche Regelung der höchstzulässigen täg-
lichen Arbeitszeit. 

14. Bezüglich der Festlegung einer Höchstgrenze für 
die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit treffen die 
gleichen Überlegungen wie für die höchstzulässige 
tägliche Arbeitszeit zu. Dies gilt auch für die beste-
henden nationalen gesetzlichen Regelungen, wie es 
sie explizit oder implizit in sämtlichen Mitgliedstaaten 
mit Ausnahme von Dänemark und des Vereinigten 
Königreichs gibt. In großen Zügen kann festgehalten 
werden, daß eine Gesamtdauer von 48 Stunden als 
eine solche Höchstgrenze betrachtet werden kann, 
obgleich es eine Vielzahl umfassender Ausnahmere-
gelungen gibt, die eine Überschreitung dieser Höchst-
grenze bei vorübergehend erhöhtem Arbeitsanfall 
vorsehen. Sofern tarifvertraglich vorgesehen, kann 
die wöchentliche Arbeitszeit für kontinuierliche Ar- 

8) Vgl. Sozialpolitische Informationen, September 1984, zur ge-
setzlichen Neuregelung des Arbeitszeitrechts 

9) Niederländische Zweite Kammer, Sitzungsperiode 1989/90, 
Akte 21083 betreffend das Gesetz zur Arbeitszeitregelung 

beit jedoch bis zu 84 Stunden betragen wie, zum Bei-
spiel in Belgien, vorausgesetzt, daß die wöchentliche 
Arbeitszeit im Durchschnitt von 13 Wochen 38 Stun-
den nicht überschreitet. Andererseits muß nachdrück-
lich betont werden, daß die tarifvertraglich festge-
legte normale Wochenarbeitszeit in der Regel in allen 
Mitgliedstaaten in der Spanne von 38 bis 41 Wochen-
stunden liegt; ausgenommen hiervon ist Po rtugal mit 
einer durchschnittlichen Wochenarbeitszeit von etwa 
44 Stunden. 

15. Was die wöchentliche Ruhezeit betrifft, die nach 
den gesetzlichen Vorschriften mindestens 24 Stunden 
an 7 aufeinanderfolgenden Tagen beträgt (bis zu 
36 Stunden in Spanien und 44 Stunden in Luxemburg; 
ausgenommen hiervon ist das Vereinigte Königreich, 
wo es keinerlei diesbezügliche gesetzliche Regelung 
gibt), so ist der Tatsache Rechnung zu tragen, daß in 
den meisten Mitgliedstaaten die effektive wöchent-
liche Ruhezeit normalerweise zwei zusammenhän-
gende Tage beträgt. Ein Mitgliedstaat, nämlich Däne-
mark, schreibt sogar vor, daß die wöchentliche Ruhe-
zeit möglichst auf einen Sonntag fallen muß, und zwar 
gleichzeitig für alle Beschäftigten des Unternehmens; 
ausgenommen hiervon sind Landwirte und 
der Gartenbau (Gesetz Nr. 681 vom 23. Dezember 
1975). 

Tabelle 3 enthält eine zusammenfassende Darstel-
lung der gesetzlichen Regelungen der Mindestruhe-
zeiten und höchstzulässigen täglichen Arbeitszeiten 
im Vergleich zu tarifvertraglichen wöchentlichen Ru-
hezeiten in den Mitgliedstaaten. 

Fazit 

16. Die für den Problembereich der Höchstgrenzen 
der täglichen und wöchentlichen Arbeitszeit und der 
entsprechenden Ruhezeiten geltenden Vorschriften, 
für die gegenwärtig in einigen Mitgliedstaaten Neu-
regelungen geplant sind, lassen sich in erster Linie mit 
Argumenten des Gesundheitsschutzes der betreffen-
den Arbeitnehmer begründen. Die gegenwärtig in 
den Niederlanden und in der Bundesrepublik 
Deutschland zur Diskussion stehenden Gesetzesvor-
lagen schreiben ausdrücklich fest, daß die Arbeitneh-
mer vor von der Arbeitszeit drohenden Gefahren für 
Gesundheit und Sicherheit zu schützen sind. Obgleich 
in der überwiegenden Mehrheit der Fälle die normale 
tägliche und wöchentliche Arbeitszeit nach den tarif-
vertraglichen Regelungen die Höchstgrenzen unter-
schreiten und damit die Ruhezeiten-Mindestwerte bei 
weitem überschreiten, ist die Kommission der Auffas-
sung, daß die diesbezügliche rechtliche Absicherung 
der Arbeitnehmer verstärkt werden müßte und infol-
gedessen bestimmte tägliche wie auch wöchentliche 
Mindestruhezeiten auf Gemeinschaftsebene festge-
legt werden sollten. Diese Mindestruhezeiten sollten 
sowohl auf der Basis der täglichen Arbeitszeit — hier 
wird eine Mindestruhezeit von 11 Stunden vorge-
schlagen — als auch bezogen auf die Wochenarbeits-
zeit geregelt werden, wo ein Ruhetag im unmittelba-
ren Anschluß an die tägliche Ruhezeit vorgesehen ist 
(d. h. eine Zahl, die sich am unteren Ende dessen 
befindet, was in Tarifverträgen schon verwirklicht ist). 
In beiden Fällen sind die Mindestzeiten auch dann 
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Tabelle 3 

Tägliche und wöchentliche Ruhezeiten und höchstzulässige tägliche Arbeitszeiten 
(in Stunden) 

Gesetzliche Regelungen 

Mitgliedstaat 
Tägliche 
Ruhezeit 

höchstzulässige 
tägliche Arbeitszeit 

Wöchentliche Ruhezeit 
gesetzliche nach TV 

Belgien 	  12 mit TV 24 	48 

Dänemark 	  11 24 	48 
Bundesrepublik Deutschland 	 10 24 	48 

Griechenland 	  12 24 	36-48 

Spanien 	  12 9 36 	48 

Frankreich 	  12 mit TV 24 	48 

Irland 	  12 24 	48 

Italien 	  10 24 	48 

Luxemburg 	  10 44 	48 

Niederlande 	  9 bis 11 10 24 	48 

Portugal 	  10 24 	48 

Vereinigtes Königreich 	  keine allgemeinverbindliche gesetzliche Regelung 	48 

Anmerkung: TV = Tarifvertrag; gilt für die Mehrzahl der Arbeitnehmer. Mitunter fällt die wöchentliche Ruhezeit nicht auf das 
Wochenende; in diesen Fällen erhalten die Arbeitnehmer normalerweise anderweitige gleichwertige Ruhezeiten. 
Des weiteren sehen viele Tarifverträge darüber hinausgehende Ruhezeiten in Form von zusätzlichen Freischicht 

 

Tagen, zusätzliche Urlaubstage durch Massierung der Arbeitszeit auf weniger als 5 Tage pro Woche u. ä. vor. 

einzuhalten, wenn Mehrarbeit geleistet wird. Nach 
Auffassung der Kommission handelt es sich dabei um 
angemessene Mindestwerte, die den wi rtschaftlichen 
Erfordernissen und den sachlichen Zwängen im Zu-
sammenhang mit den Schichtarbeitsplänen insofern 
Rechnung tragen, als die wöchentliche Ruhezeit über 
einen Zwei-Wochen-Zeitraum verteilt abgegolten 
werden kann. Dies trägt der erforderlichen Flexibilität 
Rechnung, die sich in zahlreichen Abschlüssen der 
Sozialpartner von „Produktivitäts"-Vereinbarungen 
manifestiert. Es ist deutlich, daß — abgesehen von den 
täglichen oder wöchentlichen Mindestruhezeiten — 
Änderungen im Arbeitszeitablauf, insbesondere wie-
derholte Änderungen, wich tige Faktoren im Hinblick 
auf Gesundheitsschutz und Sicherheit der Arbeitneh-
mer darstellen, denen Rechnung ge tragen werden 
muß. Es ist in dieser Hinsicht erforderlich, daß die 
Festlegung derartiger Abläufe und ihrer Änderungen 
Pausenregelungen berücksichtigt, deren Häufigkeit 
und Länge, die je nach Tätigkeit sehr variabel sein 
können, die Arbeitsbelastung und die schädlichen 
Wirkungen, die diese auf die Gesundheit und Sicher-
heit der Arbeitnehmer haben, verringern. Die Korn-
mission vertritt daher die Auffassung, daß diese Fak-
toren bei der Gestaltung der Arbeitszeit, insbesondere 
der Arbeitsabläufe, berücksichtigt werden müssen. 

III. Neueste Entwicklungen auf dem Gebiet der 
Schicht- und der Nachtarbeit 

a) Quantitative Faktoren 

17. Im Rahmen der vorhin erwähnten, von der Korn-
mission durchgeführten Erhebungen wurde ebenfalls 
untersucht, welches Ausmaß Schichtarbeit und Nacht-
arbeit in den einzelnen Mitgliedstaaten, bezogen auf 

die Gesamtheit der Beschäftigten im produzierenden 
Gewerbe wie auch im Dienstleistungsbereich, errei-
chen. Den Untersuchungsergebnissen zufolge leisten 
durchschnittlich 20 % aller Arbeitnehmer Schichtar-
beit. Dieser Prozentsatz enthält sowohl regelmäßige als 
auch gelegentliche Schichtarbeit, wobei für letztere der 
Wert mit dem Koeffizienten 0,5 gewichtet ist. Am höch-
sten liegt der Prozentsatz der regelmäßigen wie auch 
gelegentlichen Schichtarbeit im Vereinigten König-
reich und in Spanien (je 29 %); überdurchschnittlich ist 
er in Belgien und Griechenland (24 bzw. 23 %), wäh-
rend dieser Anteil in Irland, Italien und den Niederlan-
den (jeweils 17 %), in der Bundesrepublik Deutschland 
(15 %), Portugal (12 %) und Dänemark (11 %) unter dem 
Gesamtdurchschnitt liegt. 

18. Den Angaben zufolge verrichten allein im produ-
zierenden Gewerbe durchschnittlich 37 % aller Ar-
beitnehmer in der Gemeinschaft Schichtarbeit. Dieser 
Prozentsatz ergibt sich aus zum Teil sehr unterschied-
lichen Werten in den einzelnen Mitgliedstaaten: 64 % 
im Vereinigten Königreich, 46 % in Italien, 45 % in 
Spanien, 39 % in Belgien, 36 % in Irland, 32 % in Grie-
chenland, 29 % in den Niederlanden, 25 % in Frank-
reich, 22 % in der Bundesrepublik Deutschland und 
10 % in Portugal (für Dänemark und Luxemburg lie-
gen keine Angaben vor). Bezogen auf die Industrieun-
ternehmen ergibt sich, daß 70 % aller Betriebe in ir-
gendeiner Form Schichten fahren. Am höchsten ist 
der Anteil in Italien und Belgien (80 % und mehr), 
gefolgt von Frankreich (74 %), Spanien, der Bundesre-
publik Deutschland und den Niederlanden (zwischen 
60 und 70 %), Irland und Griechenland (zwischen 50 
und 60 %) und Portugal mit 19 %. Nähere Angaben 
über die einzelnen praktizierten Schichtsysteme (kon-
tinuierliche Arbeit, Systeme mit Intervallen usw.) sind 
der nachstehenden Tabelle 4 zu entnehmen. 
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Tabelle 4 

Schichtarbeit in der Industrie 
(% der Unternehmen, in denen Schichtarbeit gefahren wird) 

B D GR E F IRL I NL P VK EUR 

Ja 	  80 65 52 68 74 55 83 63 19 73 70 

— kontinuierlich 	  22 6 14 17 10 16 9 11 4 14 10 

— tägliche Unterbrechung 	 37 42 14 27 40 15 35 19 6 22 33 

— wöchentliche Unterbrechung . 21 16 24 24 24 14 38 33 9 17 22 

Anzahl der Schichten: 
— 2 Schichten 	  19 46 21 1 25 37 27 10 34 32 

— 3 Schichten 	  22 19 24 25 19 31 21 7 29 23 

— 4 Schichten 	  7 0 4 33 8 12 2 2 6 7 

— 5 Schichten 	  6 0 2 6 4 1 5 0 4 2 

— 6 und mehr Schichten 	 5 0 0 3 1 2 5 0 0 1 

— sonstige Schichtschemata 	 4 0 0 1 2 0 2 0 0 1 

durchschnittliche Anzahl der 
Schichten 	  3,3 2,3 2,8 3,8 2,9 2,8 3,0 2,6 2,7 3 

Nein 	  20 35 47 31 26 45 17 37 81 27 30 

Quelle : Ad-hoc-Arbeitsmarkterhebung EG; zur Veröffentlichung in „Europäische Wirtschaft" bestimmte Ergebnisse 

19. Was die Nachtarbeit, bezogen auf die Wirtschaft 
insgesamt, betrifft, so ergaben die Untersuchungen, 
daß auf Gemeinschaftsebene im Schnitt 14 % aller 
Beschäftigten diese Art der Arbeit verrichten. Dieser 
Prozentsatz enthält sowohl regelmäßige wie auch ge-
legentliche Nachtarbeit. Am höchsten ist dieser Pro-
zentsatz (regelmäßige Nachtarbeit und gewichteter 
Durchschnittswert für gelegentliche Nachtarbeit) im 
Vereinigten Königreich (25 %). Mit (17 %) liegt Grie-
chenland knapp über dem Durchschnitt. Es folgen 
Frankreich und Irland (je 15 %), Spanien (14 %), Bel-
gien und Dänemark (je 13 %), die Niederlande und 
Portugal (je 12 %) und die Bundesrepublik Deutsch-
land und Italien (je 9 %). 

Im Vergleich zur Wirtschaft insgesamt ist in der Indu-
strie Nachtarbeit weniger verbreitet. Während in der 
Gemeinschaft insgesamt durchschnittlich 11 % aller 
Arbeitnehmer Nachtarbeit leisten, steigt dieser Anteil 
auf 23 % in Spanien, auf 17 bzw. 16 % in den Nieder-
landen bzw. im Vereinigten Königreich sowie auf 
13 % in Portugal. Auf Belgien entfallen 10 % bzw. auf 
die übrigen 5 Mitgliedstaaten weniger als 10 %. Für 
Portugal beträgt dieser Wert lediglich 4 %. 

Diese Größenangaben zeigen deutlich, daß ein hoher 
Anteil der Arbeitskräfte zeitliche Formen der Arbeit 
verrichtet, die sich nach den Erkenntnissen der wis-
senschaftlichen Forschung negativ auf die Gesund-
heit auswirken können. 

b) Vorzüge und Risiken 

20. Der aus den o. a. Zahlenangaben ersichtliche 
Umfang, den Nacht- und Schichtarbeit in den letzten 
Jahren angenommen haben, ist in erster Linie eine 
Folge des technischen Fortschritts und der damit ver-

bundenen zunehmend deutlicheren Differenzierung 
zwischen der Arbeitszeit der Beschäftigten einerseits 
und der Nutzungsdauer der Betriebsanlagen anderer-
seits im Hinblick auf eine intensivere Nutzung der 
Produktionskapazitäten in immer mehr Unterneh-
men. Durch diese verstärkte Nutzung wird eine Sen-
kung der Produktions-Stückkosten erwartet; gleich-
zeitig wird damit die Flexibilität bei der Nutzung der 
Betriebsanlagen gesteigert und vielfach ist sie für die 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen unerläß-
lich. 

Allerdings gelangen mitunter derartige Produktions-
methoden zur Anwendung, ohne daß spezifische flan-
kierende Maßnahmen zur Vorbeugung vor bestimm-
ten negativen Auswirkungen oder gar Risiken vorge-
sehen sind, so insbesondere die der Nachtarbeit, wie 
höherer Ausschuß, Häufung schwerer Arbeitsunfälle 
[in erster Linie höhere Unfallhäufigkeit bei Nachtar-
beit entsprechend den Feststellungen von Carpantier 
und Cazamian nach deren im Auftrag der IAO durch-
geführten Untersuchung über Nachtarbeit 10)], höhe-
rer Absentismus [wie von Rosenstiel 11) nachgewie-
sen], und höhere Fluktuation ausweisen und denen 
ungenügend Rechnung getragen wird. Nach den Un-
tersuchungen anerkannter Wissenschaftler wie Ru-
tenfranz 12), Harrington 13), Knauth 14) u. a. ist bei 
Nacht- und Schichtarbeitern eine verstärkte Häufig-
keit von Befindlichkeitsstörungen unterschiedlicher 

10) J. Carpantier, F. Cazamian: Night Work, IAO, Genf 1977 
11) L. V. Rosenstiel: Bet riebsklima geht jeden an, Bayerisches 

Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, München 
1983 

12) J. Rutenfranz: Schichtarbeit und Nachtarbeit, München 
1982 

13) J. M. Harrington: Shiftwork and Health, London 1978 
14) P. Knauth, J. Rutenfranz: Shiftwork, in: Recent Advances in 

Occupational Health, London 1987 
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Art und bisweilen unterschiedlicher Schwere (ent-
sprechend der gemeldeten Beschwerden) wie Herz-
rhythmus- und Kreislaufbeschwerden, Magen-Darm-
Beschwerden, Appetitstörungen, Schlafstörungen, 
höherer Konsum von Medikamenten und Alkohol und 
verstärktes Rauchen (wie Müller 15) und Münster-
mann/Preiser 16) herausgefunden haben) und speziell 
bei Nachtschicht-Arbeit ein erhöhtes Risiko schwerer 
Arbeitsunfälle vor allem während des Leistungstiefs 
gegen 3 oder 4 Uhr morgens festzustellen. In vielen 
Fällen sind diese gesundheitsschädigenden Auswir-
kungen erst nach einer Reihe von Jahren erkennbar. 
Ferner ist festzustellen, daß Nachtarbeiter relativ häu-
fig in der Nacht-Zeit Stimulantien und in der Tag-Zeit 
Schlafmittel zu sich nehmen, um sich auf die durch 
den Rhythmuswechsel bedingte Inversion der Orga-
nismus-Funktion einstellen zu können. 

21. Der Aspekt der hohen Fluktuation von Arbeit-
nehmern im Falle von Arbeitsformen, die Nacht-
schicht einschließen, ist ein bekanntes Phänomen. 
Neben den damit verbundenen Mehrkosten für das 
beschäftigende Unternehmen stellt sich bei Nachtar-
beit das Problem der potentiellen Erhöhung des Un-
fallrisikos aufgrund des Umstandes, daß eine ver-
gleichsweise umfassende Arbeitnehmerpopulation an 
die Arbeitsweise mit den genannten negativen Aus-
wirkungen gewöhnt werden muß. Im übrigen läßt sich 
nach den Feststellungen von Neuberger 17)  das Pro-
blem der Fluktuation erheblich einschränken, wenn 
Tagschichten gefahren werden, da gerade in der 
Nachtschichtarbeit eine der Hauptursachen für Fluk-
tuationen in der Belegschaft begründet liege. 

22. Wie die IAO in ihrem Bericht über Arbeitszeiten 
in den Industriestaaten zeigt, haben Schichtwechsel-
schemata im Rahmen der kontinuierlichen Arbeit ei-
nen besonderen Stellenwert. Ausgehend von neueren 
Studien über die Circadianrhythmik des menschli-
chen Organismus wird generell ein sorgsam im voraus 
geplantes, schnell rotierendes Schichtwechselsystem 
mit kurzen Turnuszeiten von 2 bis 3 Tagen empfohlen 
und nahegelegt, die längste arbeitsfreie Pe riode un-
mittelbar an die Nachtschicht anschließend zu legen. 
Eine andere Untersuchung (Bergmann) 18) kommt al-
lerdings zu dem Ergebnis, daß es unmöglich ist, sich 
a priori  für oder gegen eine schnelle Schichtwechsel-
folge auszusprechen, wenn nicht alle Faktoren der 
Arbeitsgestaltung und der gestellten Arbeitsaufgaben 
Berücksichtigung finden. 

23. Untersuchungen von Teiger 19), Hannunkari u. a. 
haben ergeben, daß abgesehen von den negativen 
sozialen und kulturellen Einflüssen, die sich aus 
Nachtarbeit ergeben, bei dieser Arbeitszeitform die 
Morbiditätsziffer und die Frühinvalidisierungsquote 
im Vergleich zur normalen Tag-Arbeit höher liegen. 

15) R. Müller: Nikotin, Alkohol und Medikamentenkonsum bei 
Belastungen am Arbeitsplatz, 1980 

16) J. Münstermann, K. Preiser: Schichtarbeit in der Bundesre-
publik Deutschland, Der Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung (Hrsg.), Bonn 1978 

17) O. Neuberger: Messung der Arbeitszufriedenheit, Stuttga rt 
 1974 

18) E. Bergmann et al.: Schichtarbeit als Gesundheitsrisiko, 
Frankfurt  1982 

19) C. Teiger: Overmortality among permanent nightworkers: 
some questions about „adaptation", Edinburgh 1984 

Auch wenn Faktoren wie eine sorgfältige Auswahl der 
in Nacht- und Schichtarbeit einzusetzenden Arbeit-
nehmer, günstige Arbeitsbedingungen, höheres Ar-
beitsentgelt, abwechslungsreichere Tätigkeiten und 
die Möglichkeit der freiwilligen Bereitschaft zur Ab-
leistung von Nacht- und Schichtarbeit die Probleme 
im Zusammenhang mit diesen besonderen Arbeitsfor-
men durchaus mindern können, ergibt sich aus der 
Summe aller genannten Faktoren eindeutig, daß der 
für die Erbringung der Arbeitsleistung biologisch be-
dingte Aufwand, insbesondere längerfristig betrach-
tet, je nach Tageszeit und Tagesrhythmus variiert, da 
der Organismus entsprechend der sich ändernden Tä-
tigkeiten umschalten muß, was z. B. zu einer höheren 
Leistungsbereitschaft am späten Vormittag und einem 
sehr niedrigen Leistungsstand zwischen 3 und 4 Uhr 
morgens führt. Dies veranschaulicht, daß gerade die 
Verrichtung von Nachtarbeit dem inneren biologi-
schen Regelmechanismus zuwider läuft und von da-
her eine höhere psychische und psychologische An-
strengung erfordert, wenngleich eine völlige Anpas-
sung des Organismus an diese besonderen Formen 
der Arbeitszeit nie gelingt, wie Carpantier und Caza-
mian 20)  nachgewiesen haben. 

Vorschriften 

24. Da Erkenntnisse darüber vorliegen, daß insbe-
sondere Nachtarbeit die Gesundheit der betreffenden 
Arbeitnehmer negativ beeinflußt, sei im folgenden 
der Stand der Vorschriften zur Regelung dieser Ar-
beitsform kurz darstellt. 

25. In der Gemeinschaft sind unterschiedliche Vor-
gehensweisen festzustellen, die allerdings in der Pra-
xis möglicherweise nicht sehr stark voneinander ab-
weichen. In Belgien und in den Niederlanden besteht 
grundsätzlich Nachtarbeit-Verbot für männliche und 
weibliche Arbeitnehmer, allerdings verbunden mit ei-
ner Vielzahl von Ausnahmeregelungen, die ihrerseits 
nochmals unterschiedlich für Männer und Frauen sein 
können. Des weiteren weichen die tarifvertraglichen 
Vereinbarungen bisweilen von diesem generellen 
Nachtarbeitsverbot ab, wie dies häufig der Fall ist in 
Ländern wie der Bundesrepublik Deutschland, Grie-
chenland, Frankreich, Italien und Portugal; in diesen 
Ländern gilt grundsätzlich ein Nachtarbeit-Verbot für 
weibliche Arbeitnehmer. In den übrigen Mitglied-
staaten gelten — abgesehen von besonderen Schutz-
bestimmungen für bestimmte Arbeitnehmer-Katego-
rien (Jugendliche, Schwangere, stillende Mütter) — 
keine einschränkenden Regelungen zur Nachtarbeit. 
Im übrigen ist zu bemerken, daß der Umstand, daß es 
in bestimmten Mitgliedstaaten (Dänemark, Irland, Lu-
xemburg und Vereinigtes Königreich) keine Vor-
schriften zur Regelung der Nachtarbeit gibt, keines-
wegs bedeutet, daß die Behörden dieser Länder den 
Erfordernissen in Sachen Gesundheit und Sicherheit 
nicht ihre besondere Aufmerksamkeit schenken wür-
den. Ergänzend hierzu darf nicht übersehen werden, 
daß Nachtzeit, Nachtarbeit und Nachtarbeiter in den 
einzelnen Mitgliedstaaten unterschiedlich definiert 
werden und sich diese Definitionen aus den jeweili- 

20 ) vgl. Fußnote 10 
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gen nationalen gesetzlichen Vorschriften und/oder 
Tarifverträgen ergeben. Die gesetzlichen Regelungen 
zur Bestimmung der Nachtarbeitszeit werden in der 
nachstehenden Tabelle 5 veranschaulicht. 

Tabelle 5 

Gesetzlich geregelte Nachtarbeitszeit 
in der Gemeinschaft 

Land Nachtarbeit liegt vor 
in der Zeit von ... bis .. . 

Belgien 	  20 Uhr bis 6 Uhr 

Dänemark 	 keine allgemeinverbind- 
liche gesetzliche Rege- 
lung 

Bundesrepublik 
Deutschland 	 20 Uhr bis 6 Uhr 

Griechenland 	 20 Uhr bis 7 Uhr 

Spanien 	  22 Uhr bis 6 Uhr 

Frankreich 	 22 Uhr bis 5 Uhr 

Irland 	  keine allgemeinverbind- 
liche gesetzliche Rege- 
lung 

Italien 	  24 Uhr bis 6 Uhr 

Luxemburg 	 keine allgemeinverbind- 
liche gesetzliche Rege- 
lung 

Niederlande 	 20 Uhr bis 7 Uhr 

Portugal 	 20 Uhr bis 7 Uhr, minde- 
stens 7 Stunden in dieser 
Zeitspanne 

Vereinigtes Königreich keine allgemeinverbind- 
liche gesetzliche Rege- 
lung 

26. Das Thema Nachtarbeit wurde auf der 77. Ta-
gung der Internationalen Arbeitskonferenz im Juni 
1990 im Rahmen der Revision des Übereinkommens 
Nr. 89 über Nachtarbeit von Frauen erörtert. Dieses 
Übereinkommen haben Belgien, Griechenland, Spa-
nien, Frankreich, Italien und Po rtugal ratifiziert. Die 
Konferenz hat ein neues Übereinkommen und eine 
Empfehlung angenommen, die für alle Arbeitnehmer 
bei völliger Gleichbehandlung von Mann und Frau 
gelten und bestimmte Bedingungen für die Verrich-
tung von Nachtarbeit festlegen. Mit der Annahme und 
zukünftigen Ratifizierung des Übereinkommens und 
der dazugehörigen Empfehlung dieser Vorschläge 
wird damit der von der Kommission mit dem vorlie-
genden Richtlinienvorschlag verfolgten Ausrichtung 
international Nachdruck verliehen und die Festle-
gung gleicher Bedingungen für alle Unternehmen 
hinsichtlich der Verrichtung von Nachtarbeit und der 
hierfür geltenden Bestimmungen gefördert werden, 
so daß die Bedingungen im Zusammenhang mit 
Nachtarbeit weltweit einander stärker angeglichen 
werden. 

Fazit 

27. Die Kommission ist sich der Unabdingbarkeit 
von Schicht — und insbesondere Nachtarbeit aus 
technischen, sozialen und wirtschaftlichen Gründen 
bei einer Vielzahl von Produktionsprozessen vollauf 
bewußt. Angesichts der ernsthaften gesundheitlichen 
Gefährdung der Arbeitnehmer durch die Folgeaus-
wirkungen von Nachtarbeit und gestützt auf die be-
stehenden gesetzlichen und tarifvertraglichen Rege-
lungen möchte die Kommission jedoch mit ihrem 
Richtlinienvorschlag darauf hinwirken, daß für die 
Ableistung von Nachtarbeit auf Gemeinschaftsebene 
eine Regelung festgelegt wird, die grundsätzlich für 
die Beschäftigten aller Berufsgruppen gilt, gleichzei-
tig aber den Ausnahmebestimmungen gemäß Arti-
kel 2 Abs. 2 der Rahmenrichtlinie 89/391/EWG Rech-
nung trägt und den Zusammenhang zwischen dem 
jetzigen Richtlinienvorschlag und jener Richtlinie ver-
deutlicht. Da mit dem jetzigen Vorschlag lediglich 
Mindestvorschriften festgelegt werden sollen, sind 
implizit weiterreichende einzelstaatliche wie auch 
Gemeinschaftsbestimmungen möglich. 

28. In diesem Richtlinienvorschlag wird im wesentli-
chen der Grundsatz festgeschrieben, daß der Einsatz 
von Nachtarbeitern der für Gesundheit und Sicherheit 
zuständigen Behörde rechtzeitig zur Kenntnis zu brin-
gen ist. Diese Maßnahme findet ihre Rechtfertigung in 
der vorhin erwähnten Erkenntnis im Zusammenhang 
mit den möglichen gesundheitsschädigenden Auswir-
kungen regelmäßiger bzw. Dauernachtarbeit. Dieser 
allgemeine Grundsatz beinhaltet allerdings auch im-
plizit, daß diese Informa tion nicht in allen Fällen und 
besonders dann nicht, wenn nur gelegentlich Nacht-
arbeit geleistet wird, zwingend ist. 

29. Für die Ableistung von Nachtarbeit einschließ-
lich Wechselschichtarbeit, sofern zutreffend, schlägt 
die Kommission deshalb folgende Regelung vor: 

Für die Definition „Nachtarbeit" und „Nachtarbeiter" 
hat die Kommission auf die Defini tionen der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation in der Konvention über 
Nachtarbeit (1990) zurückgegriffen. In der Defini tion 
„Nachtarbeiter" der IAO wurde jedoch die Umschrei-
bung „bedeutende Anzahl Stunden Nachtarbeit, die 
eine bestimmte Schwelle überschreiten" gebraucht. 
Die Kommission wollte deutlich machen, daß diese 
Schwelle drei Stunden sein sollte, und daher wurde 
Nachtarbeit umschrieben als jede Arbeit, die inner-
halb eines Zeitraums von mindestens sieben aufein-
anderfolgenden Stunden zwischen 20 und 9 Uhr ge-
leistet wird. Unter Zugrundelegung der Defini tion der 
Nachtarbeitszeit erscheint es angemessen, von einer 
durchschnittlichen Nachtarbeitszeit von 8 Stunden in-
nerhalb eines 24-Stunden-Zeitblocks auszugehen, um 
zum einen die Erfordernisse hinsichtlich Gesundheit 
und Sicherheit der Arbeitnehmer und zum anderen 
die Flexibilität der Produktionsprozesse miteinander 
in Einklang zu bringen. Da die 8-Stunden-Regelung 
nur für einen Nachtarbeiter (nach der Defini tion ein 
Arbeitnehmer, der wenigstens 3 Stunden Nachtarbeit 
in einem bestimmten Bezugszeitraum verrichtet) und 
nur bezogen auf einen Gesamtzeitraum von 2 Wochen 
gilt, bleibt den Unternehmen reichlich Handlungs-
spielraum, um ihre Produktion zu organisieren und 
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auf die sich ändernden Markt-Erfordernisse abzustim-
men. 

Unter gesundheitlichen Aspekten betrachtet gilt als 
wichtig, daß Nachtarbeiter, die im Rahmen eines 
Schichtplans vollzeitlich in einer Nachtschicht gear-
beitet haben, nicht in einer sich unmittelbar daran 
anschließenden Schicht erneut zur Arbeit herangezo-
gen werden sollten und daß generell ein Nachtarbei-
ter vor oder nach seiner Nachtarbeitszeit in den Tätig-
keiten keine Mehrarbeit leisten soll, die besondere 
Risiken oder körperliche oder geistige Anstrengun-
gen beinhalten, außer natürlich bei Vorliegen von hö-
herer Gewalt oder eines Unfalls bzw. wenn dessen 
Eintritt bevorsteht. Diese letztgenannte Bestimmung 
schließt daher keineswegs die Leistung von Mehrar-
beit aus, sondern zielt darauf ab, daß als Nachtarbeiter 
definierte Arbeiter in den genannten Tätigkeiten 
keine Mehrarbeit im Zusammenhang mit Nachtarbeit 
leisten. Wenn sie nicht nachts arbeiten oder in Tätig-
keiten ohne besondere Risiken, ist es ihnen durchaus 
gestattet, Mehrarbeit zu leisten. Des weiteren müßte 
die Arbeitsorganisation dergestalt sein, daß bei den 
Wechselschichtplänen und in bezug auf die Gesamt-
länge der Schichtarbeit und insbesondere für Nacht-
arbeiter den besonderen Anforderungen dieser Ar-
beitsformen wie auch den beim Schichtwechsel übli-
cherweise auftretenden Schwierigkeiten Rechnung 
getragen wird. Damit könnten bestimmte Probleme 
im Zusammenhang mit der Verrichtung von Wechsel-
schicht- und insbesondere Nachtarbeit geregelt und 
der Schutz der Arbeitnehmer vor überlangen Arbeits-
zeiten ohne ausreichende Ruhezeiten und Ruhepau-
sen gefördert werden. Die praktische Durchführung 
dieser Schutzbestimmungen wäre durch nationale 
Rechtsvorschriften bzw. Tarifverträge und sonstige 
Vereinbarungen zu regeln. 

Des weiteren müßten Nachtarbeiter im Falle gesund-
heitlicher Störungen infolge Nachtarbeit, die aner-
kannterweise auftreten, in einen Tages-Arbeitsprozeß 
versetzt werden, für den sie geeignet sind. Ganz all-
gemein sollte ergänzend hierzu im Hinblick auf eine 
Einschränkung der gesundheitlichen Gefährdung 
festgelegt werden, daß jedem Arbeitnehmer, der in 
einem Arbeitszeitsystem mit regelmäßiger Nachtar-
beit eingesetzt werden soll, vor Aufnahme der Nacht-
arbeit eine Beurteilung seines Gesundheitszustandes 
zuteil wird, die regelmäßig wiederholt wird, und daß 
jederzeit angemessene — angepaßt an die höheren 
Anforderung der Schicht- und insbesondere Nachtar-
beit — Vorsorge- und Schutzmaßnahmen gewährlei-
stet sind, damit bei Sicherheits- und Gesundheits-
problemen unverzüglich Abhilfe geschaffen werden 
kann. 

IV. Schlußbestimmungen 

30. Die Lage in den einzelnen Mitgliedstaaten in 
Sachen Mindestruhezeiten bzw. Arbeitszeit-Höchst-
grenzen einerseits sowie hinsichtlich bestimmter 
Aspekte der Schicht- und insbesondere Nachtarbeit 
andererseits zeigt, daß in den weitaus meisten Fällen 
diese Aspekte der Arbeitszeitgestaltung bereits durch 
Rechtsvorschriften geregelt bzw. gegenwärtig Ge-

genstand derartiger Regelungen sind, die ihrerseits 
durch Tarifverträge bekräftigt bzw. vervollständigt 
werden. Begründet worden ist die Einführung derar-
tiger gesetzlicher Vorschriften in erster Linie mit der 
Notwendigkeit eines möglichst weitgehenden Schut-
zes der Arbeitnehmer vor überlangen Arbeitszeiten 
und vor allem vor deren Wohlbefinden gefährdenden 
Arbeitszeitregelungen; diese Gründe sind durch aus-
sagekräftige wissenschaftliche Erkenntnisse unter-
mauert und werden ständig durch weitere gesicherte 
Erkenntnisse gefestigt. 

31. Allerdings darf nicht übersehen werden, daß es 
bestimmte Fälle gibt, in denen von der Natur der 
Sache her aus objektiven Gründen Ausnahmen zu den 
in dieser Richtlinie enthaltenen Bestimmungen über 
die tägliche und wöchentliche Ruhezeit (Artikel 3 
und 4) und über bestimmte Aspekte der Nacht- und 
Schichtarbeit (Artikel 6) berechtigt sind. Diese Fälle 
sind: 

(i) höhere Gewalt, Unfall oder Gefahr eines unmit-
telbar bevorstehenden Unfalls; 

(ii) bestimmte besondere Tätigkeiten, die aufgrund 
des Arbeitsablaufs oder von der Sache her unwei-
gerlich mit den vorhin erwähnten Bestimmungen 
unvereinbar sind. Dies trifft beispielsweise zu für 
bestimmte jahreszeitengebundene Tätigkeiten in 
der Landwirtschaft, das Gaststätten- und Beher-
bergungsgewerbe und den Fremdenverkehr und 
könnte auch bei anderen Tätigkeiten sowohl im 
Industriesektor (z. B. auf Bohrinseln) als auch im 
Dienstleistungsbereich (Verkehr, Vertrieb) der 
Fall sein. Hierbei handelt es sich, wie bereits vor-
hin erwähnt, um objektive Situationen, zu denen 
auch spezifische, außergewöhnliche und vor-
übergehende Umstände der bet rieblichen Tätig-
keiten gezählt werden können. Für diese genau 
definierten Fälle, in denen Ausnahmeregelungen 
zulässig sind, haben die Mitgliedstaaten aller-
dings sicherzustellen, daß den betroffenen Ar-
beitnehmern innerhalb eines bestimmten Be-
zugszeitraums (von höchstens sechs Monaten) 
zum Ausgleich ein gleichwertiger Schutz gewährt 
wird; 

(iii) zwischen den Sozialpartnern auf den angemesse-
nen Ebenen abgeschlossene Tarifverträge, die 
auf der angemessenen Ebene ein auf die jeweili-
gen Produktionsbedingungen abgestimmtes Glo-
balsystem zur Arbeitszeitgestaltung definieren 
würden, das über den mit den Bestimmungen die-
ser Richtlinie abgedeckten Geltungsbereich hin-
ausgeht, unterdessen aber auch unter dem 
Aspekt der Sicherheit und der Gesundheit der 
betroffenen Arbeitnehmer bei gleichwertigen 
Schutzbestimmungen wie in dem vorgenannten 
Fall die in den vorhin erwähnten Artikeln enthal-
tenen Mindestvorschriften einbeziehen würden. 

32. Im übrigen sei besonders darauf hingewiesen, 
daß bei allen durch die nationalen Praktiken beding-
ten Unterschieden das Gebiet der Arbeitsbedingun-
gen generell in unterschiedlichem Ausmaß je nach 
Autonomiegrad der Sozialpartner, die vielfach stell-
vertretend für die öffentliche Hand tätig sind und/oder 
in Ergänzung zu dieser fungieren, Sache der Sozial- 
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partner ist. Um den unterschiedlichen Gegebenhei-
ten, auch in Anwendung des Subsidiaritäts-Prinzips, 
Rechnung tragen zu können, müßte nach Auffassung 
der Kommission die Rolle, die die Verhandlungen 
zwischen den Sozialpartnern spielen, im Rahmen der 
vorgeschlagenen Aktion in vollem Umfang zum Tra-
gen kommen, vorausgesetzt, die im Kommissionsvor-
schlag dargelegten und vom Rat angenommenen 
Grundsätze werden gewahrt. Mit anderen Worten: In 
diesem Bereich ist unbedingt der Tatsache Rechnung 
zu tragen, daß zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern getroffene Vereinbarungen grundsätzlich die 
Anwendung von Gemeinschaftsrichtlinien fördern 
können, was allerdings nicht bedeutet, daß die Mit-
gliedstaaten von der Verpflichtung entbunden wären, 
die mit diesen Instrumenten verfolgten Ziele zu ver-
wirklichen. 

33. Grundlage dieser Richtlinie ist Artikel 118a des 
Vertrags, demzufolge „die Mitgliedstaaten sich be-
mühen, die Verbesserung insbesondere der Arbeits-
umwelt zu fördern, um die Sicherheit und die Gesund-
heit der Arbeitnehmer zu schützen, und sich die Har-
monisierung der in diesem Bereich bestehenden Be-
dingungen bei gleichzeitigem Fortschritt zum Ziel . . . 
setzen". Wie die Richtlinie vom 12. Juni 1989 
(89/302/EWG) betont, „sind nach wie vor zu viele 
Arbeitsunfälle und berufsbedingte Erkrankungen zu 
beklagen" und „für die Sicherheit und den Gesund-
heitsschutz der Arbeitnehmer ... unverzüglich vor-
beugende Maßnahmen zu ergreifen bzw. bestehende 
Maßnahmen zu verbessern, um einen wirksameren 
Schutz sicherzustellen". In diesem Zusammenhang 
sei daran erinnert, daß laut Satzung der Weltgesund-
heitsorganisation (Präambel, erster Grundsatz) Ge-
sundheit als „Zustand vollkommenen physischen, 
psychischen und sozialen Wohlbefindens und nicht 
lediglich als Freisen Abwesenheit von Krankheiten 
und Gebrechen definiert wird. 

34. Mit dieser Richtlinie werden Mindestvorschrif-
ten vorgeschlagen, die keine Abweichungen aus wirt-
schaftlichen Erwägungen zulassen. Mit diesen Vor-
schriften sollen — dies muß nachdrücklich betont 
werden — die Arbeitnehmer in kleinen und mittleren 

Unternehmen nicht auf eine Art und Weise benachtei-
ligt werden, die sich objektiv nicht rechtfertigen läßt, 
wie in der Erklärung der Regierungskonferenz über 
Artikel 118 a Ziffer 2 des EWG-Vertrages festge-
schrieben steht. Vielmehr geht es darum, den Gege-
benheiten und Besonderheiten auf sektoraler Ebene 
Rechnung zu tragen, so daß Artikel 118a eine allge-
meine Grundlage bildet, die auf spezifischer Basis 
begründete Instrumente nicht ausschließt, wobei mit 
diesen Instrumenten selbstverständlich keine weni-
ger strengen Rechtsvorschriften als die in dieser Richt-
linie vorgesehenen festgelegt werden dürfen. So gibt 
es beispielsweise für den Verkehrssektor — in dem 
die einzelnen Beförderungsarten Gegenstand spezifi-
scher Vorschriften im Sozialbereich sein werden — 
bereits für den Bereich Straßenverkehr seit 1968 eine 
Gemeinschaftsregelung, und für die Luftfahrt wird die 
Kommission demnächst einen Vorschlag unterbrei-
ten. Nach Auffassung der Kommission dürften die Be-
stimmungen gemäß dem nunmehr unterbreiteten 
Vorschlag für eine Richtlinie über bestimmte Aspekte 
der Arbeitszeitgestaltung anderweitige von ihr erlas-
sene spezifische Vorschriften in keiner Weise beein-
trächtigen. 

V. Schlußfolgerung 

35. Mit der Übermittlung dieses Richtlinienvor-
schlags an den Rat möchte die Kommission als Folge-
maßnahme zur Gemeinschaftscharta der sozialen 
Grundrechte der Arbeitnehmer und in Übereinstim-
mung mit ihrem Aktionsprogramm zur Anwendung 
dieser Charta auf die Bedeutung hinweisen, die sie 
der Tatsache beimißt, „daß in Anbetracht der Bedeu-
tung, die insbesondere der Organisation, Neugestal-
tung und Flexibilität der . Arbeit in allen Gemein-
schaftsländern zukommt, auf Gemeinschaftsebene 
Mindestvorschriften für spezifische Beschäftigungssi-
tuationen erlassen werden sollten, die für alle Mit-
gliedstaaten verbindlich sind" [KOM(89) 568 endg.]. 
Genau in dieser Perspektive ist die vorliegende Richt-
linie angesiedelt. 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 118a, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla-
ment, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 118a des EWG-Vertrags legt der Rat auf 
dem Richtlinienwege Mindestvorschriften fest, die die 
Verbesserung insbesondere der Arbeitsumwelt för-
dern, um die Sicherheit und die Gesundheit der Ar-
beitnehmer verstärkt zu schützen. 

Gemäß diesem Artikel dürfen diese Richtlinien keine 
verwaltungsmäßigen, finanziellen oder rechtlichen 
Auflagen vorschreiben, die der Gründung und Ent-
wicklung von Klein- und Mittelbetrieben entgegen-
stehen. 

Die Bestimmungen der Richtlinie 89/391/EWG des 
Rates vom 12. Juni 1989 über die Durchführung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Ar-
beit 1 ) sind auf die durch die vorliegende Richtlinie 
geregelte Materie — unbeschadet der darin enthalte-
nen strengeren und/oder spezifischen Vorschriften — 
in  vollem Umfang anwendbar. 

Mit dem Erlaß von Mindestvorschriften über indivi-
duelle Ruhe- und Arbeitszeiten werden die in Arti-
kel 118 a erwähnten Arbeitsbedingungen verbessert. 

Nach Titel 1 Ziffer 7 der Gemeinschaftscharta der so-
zialen Grundrechte der Arbeitnehmer muß die Ver-
wirklichung des Binnenmarkts zu einer Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeitneh-
mer führen und dieser Prozeß durch eine Angleichung 
dieser Bedingungen erfolgen. Gleichzeitig ist die Ver-
besserung der Bedingungen insbesondere hinsicht-
lich Arbeitsdauer und Arbeitszeitgestaltung anzustre-
ben. Des weiteren hat gemäß Titel 1 Ziffer 8 der Ge-
meinschaftscharta jeder Arbeitnehmer der Europäi-
schen Gemeinschaft Anspruch auf eine wöchentliche 
Ruhezeit und auf einen bezahlten Jahresurlaub, deren 
jeweilige Dauer gemäß den einzelstaatlichen Gepflo-
genheiten schrittweise einander anzunähern ist. 

In der genannten Charta wird in Ziffer 19 bekräftigt, 
daß jeder Arbeitnehmer in seiner Arbeitsumwelt zu-
friedenstellende Bedingungen für Gesundheitsschutz 
und Sicherheit vorfinden muß und daß sachdienliche 
Maßnahmen zu ergreifen sind, um die Harmonisie- 

1) ABl. Nr. L 183 vom 29. Juni 1989, S. 1 

rung der auf diesem Gebiet bestehenden Bedingun-
gen schrittweise fortzuführen. 

Gemäß seiner Entschließung vom 15. März 1989 über 
die soziale Dimension des Binnenmarkts 2) erachtet 
das Europäische Parlament Mindestvorschriften zur 
Festlegung von Höchstgrenzen für die tägliche und 
die wöchentliche Arbeitszeit für unerläßlich. 

Im Hinblick auf die Verbesserung des Gesundheits-
schutzes und der Arbeitssicherheit von Arbeitneh-
mern sind bestimmte für sämtliche Arbeitnehmer in 
der Gemeinschaft geltende tägliche wie auch 
wöchentliche Mindest-Ruhezeiten einzuhalten. 

Die Vorschriften dieser Richtlinie sind durch die Not-
wendigkeit begründet, Mindestnormen für bestimmte 
Aspekte der Arbeitszeitgestaltung im Hinblick auf die 
Gesundheit und die Sicherheit der Arbeitnehmer fest-
zusetzen. Diese Normen stehen anderen gesundheits-
fördernden Regelungen — wie z. B. dem bezahlten 
Jahresurlaub — nicht entgegen. 

Wissenschaftliche Untersuchungen zeigen, daß lange 
Nachtarbeitszeit-Perioden und wechselnde Schicht-
pläne die Gesundheit der Arbeitnehmer beeinträchti-
gen und die Sicherheit am Arbeitsplatz gefährden 
können. 

Infolgedessen sind insbesondere Vorkehrungen zu 
treffen, um die Dauer der Nachtarbeit, wechselnde 
Schichtpläne und Mehrarbeit im Zusammenhang mit 
Nachtarbeit einzuschränken und sicherzustellen, daß 
bei Einführung von Nachtarbeit die zuständige Be-
hörde in Kenntnis gesetzt wird. 

Der menschliche Organismus reagiert gerade bei 
Nachtarbeit besonders empfindlich auf Störungen der 
Arbeitsumgebung und auf bestimmte besonders bela-
stende Formen der Arbeitsorganisation wie Akkord-
arbeit, Fließbandarbeit und sonstige taktgebundene 
Arbeit. 

Arbeitnehmer, die in Nachtarbeit eingesetzt werden 
sollen, müssen sich vor Aufnahme der Arbeit und da-
nach regelmäßig einer Prüfung ihres Gesundheitszu-
standes unterziehen können; sie sollten Ratschläge 
erhalten, um nachteiligen Auswirkungen der Nacht-
arbeit vorzubeugen, sowie um sie zu verringern oder 
zu vermeiden; Nachtarbeitern sollte außerdem die 
Möglichkeit gegeben werden, zur Tagarbeit zurück-
zukehren, wenn ihr gesundheitliches Befinden dies 
erfordert. 

Die Besonderheiten der Mindestruhezeiten und be-
stimmter Aspekte der Gestaltung der Nachtarbeitszeit 
sowie der Schichtarbeit, die der Arbeit wegen ihres 
Saisoncharakters oder die bestimmten Tätigkeiten ei-
gen sind oder die sich aus außergewöhnlichen, zeit-
lich befristeten Situationen ergeben, sollten gebüh- 

2 ) ABl. Nr. C 96 vom 17. April 1989, S. 61 
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rend berücksichtigt werden, wobei ein gleichwertiger 
Schutz der betroffenen Arbeitnehmer zu gewährlei-
sten ist. 

Änderungen im Arbeitszeitablauf und insbesondere 
Änderungen des Arbeitsrhythmus können die Ar-
beitsbelastung der betroffenen Arbeitnehmer beein-
flussen und somit schädliche Auswirkungen auf ihre 
Gesundheit und Sicherheit haben. Es empfiehlt sich 
daher, diese Faktoren bei Änderungen des Arbeitsab-
laufs zu berücksichtigen. 

Gegenstand dieser Richtlinie sind lediglich bestimmte 
wesentliche Elemente der Arbeitszeitgestaltung, die 
unter dem Aspekt des Gesundheitsschutzes der Ar-
beitnehmer und der Sicherheit am Arbeitsplatz als 
besonders wichtig erachtet werden  — 

HAT  FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

ABSCHNITT I 

Anwendungsbereich und Definitionen 

Artikel 1 

1. Gegenstand dieser Richtlinie sind tägliche, wö-
chentliche und jährliche Mindestruhezeiten und 
bestimmte Aspekte der Nacht- und Schichtarbeit. 

2. Die Bestimmungen der Richtlinie 89/391/EWG fin-
den, unbeschadet strengerer und/oder spezifischer 
Vorschriften in der vorliegenden Richtlinie, auf die 
in Absatz 1 genannten Bereiche voll Anwendung. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Richtlinie gelten folgende Begriffs-
bestimmungen: 

1. Arbeitszeit: gesetzlich, durch Tarifvertrag, Be-
triebsvereinbarung oder Einzelarbeitsvertrag fest-
gelegte Zeitspanne, in der ein Arbeitnehmer dem 
Arbeitgeber am Arbeitsplatz zur Verfügung 
steht; 

2. Ruhezeit: sich an die geleistete übliche Tages- oder 
Wochenarbeitszeit anschließende Zeitspanne, 
während der ein Arbeitnehmer dem Arbeitgeber 
nicht zur Verfügung steht; 

3. Nachtarbeit: jegliche Arbeit in einer Zeitspanne 
von mindestens sieben zusammenhängenden 
Stunden zwischen 20 Uhr und 9 Uhr; 

4. Schichtarbeit: Form der Arbeitsgestaltung, bei der 
sich Arbeitnehmer nach einem bestimmten Zeit-
plan abwechseln, wozu wechselnde und sukzes-
sive Schichtbelegschaften und kontinuierliche wie 
auch nichtkontinuierliche Schichtarbeitspläne ge-
hören können; 

5. Nachtarbeiter: Arbeitnehmer, der regelmäßig in 
Schichtarbeit oder in einer sonstigen Form Nacht-
arbeit verrichtet; 

6. Schichtarbeiter: in einem Schichtarbeitsplan ein-
gesetzter Arbeitnehmer. 

ABSCHNITT II 

Tägliche, wöchentliche und jährliche Ruhezeit 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß eine tägliche 
Mindestruhezeit von 11 zusammenhängenden Stun-
den in einem Zeitraum von 24 Stunden eingehalten 
wird. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß-
nahmen, um sicherzustellen, daß pro Siebentages

-

Zeitraum im Durchschnitt ein Mindestzeitraum von 
einem Ruhetag festgelegt wird, der sich ohne Unter-
brechung an die in Artikel 3 definierte tägliche Ruhe-
zeit anschließt und für einen Bezugszeitraum von 
nicht mehr als vierzehn Tagen ermittelt wird. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß-
nahmen, um zu gewährleisten, daß jeder Arbeitneh-
mer bezahlten Mindestjahresurlaub erhält, dessen 
Einzelheiten bezüglich Dauer und gegebenenfalls 
zeitlichen Aufteilung nach den einzelstaatlichen Ge-
pflogenheiten geregelt werden müssen. 

Artikel 6 

Die Leistung von Mehrarbeit beeinträchtigt nicht 
die in Artikel 3 und 4 festgelegten Mindestruhezei-
ten. 

ABSCHNITT III 

Nachtarbeit, Schichtarbeit und Arbeitsabläufe 

Artikel 7 

1. Die für Nachtarbeiter geltende normale Arbeitszeit 
darf im Durchschnitt acht Stunden pro 24-Stunden-
Zeitraum, verteilt auf einen Bezugszeitraum von 
bis zu höchstens vierzehn Tagen, in dem von die-
sen Arbeitnehmern Nachtarbeit geleistet wird, 
nicht überschreiten. 

2. Bei Schichtarbeit, die Nachtarbeit beinhaltet, darf 
kein Arbeitnehmer mehr als eine Vollzeit-Folge-
schicht ableisten. 

3. Vorbehaltlich des Absatzes 1 dürfen Nachtarbeiter 
unmittelbar vor oder nach einer Tagesarbeitszeit, 
die Nachtarbeit in Arbeitstätigkeiten mit besonde-
ren Gefahren oder einer erheblichen körperlichen 
oder geistigen Anspannung umfaßt, keine Mehr-
arbeit verrichten. 

4. Bei der Verteilung und Festlegung der Gesamt-
dauer der Pausen für Wechselschicht- und Nacht- 
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arbeiter ist den sich aus diesen Arbeitszeitformen 
ergebenden höheren Anforderungen Rechnung zu 
tragen. 

Artikel 8 

1. Arbeitnehmer, die in Arbeitszeitsystemen mit re-
gelmäßiger Nachtarbeit eingesetzt werden, haben 
vor Aufnahme der Arbeit und danach in regelmä-
ßigen Abständen Anspruch auf eine unentgelt liche 
Untersuchung ihres Gesundheitszustandes. 

2. Hat ein Nachtarbeiter gesundheitliche Schwierig-
keiten, die nachweislich darauf zurückzuführen 
sind, daß er Nachtarbeit leistet, so ist er baldmög-
lichst auf eine Arbeitsstelle mit Tagarbeit zu verset-
zen, für die er geeignet ist. 

Artikel 9 

Bei regelmäßiger Inanspruchnahme von Nachtar-
beitern hat der Arbeitgeber die zuständige Gesund-
heits- und Sicherheitbehörde davon rechtzeitig in 
Kenntnis zu setzen. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß-
nahmen, um sicherzustellen, daß Nacht- und Wech-
selschichtarbeitern hinsichtlich Gesundheit und Si-
cherheit in einem Maße Schutz zuteil wird, das der Art 
ihrer Arbeit Rechnung trägt. Der Arbeitgeber trägt 
dafür Sorge, daß entsprechende Schutz- und Vorsor-
gemaßnahmen jederzeit vorhanden oder zugänglich 
sind. 

Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die Arbeitge-
ber die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um zu 
gewährleisten, daß Änderungen des Arbeitsablaufes 
je nach der Art  der Tätigkeit die Erfordernisse des 
Gesundheitsschutzes und der Sicherheit berücksichti-
gen, insbesondere was die Pausen während der 
Arbeitszeit betrifft. 

ABSCHNITT IV 

Schlußbestimmungen 

Artikel 12 

Von den Bestimmungen der Artikel 3, 4 und 7 kann 
abgewichen werden: 

1. bei höherer Gewalt oder im Falle eines bereits ein-
getretenen oder unmittelbar drohenden Unfalls, 

Geschehen zu Brüssel am .. . 

vorausgesetzt, daß den betroffenen Arbeitnehmern 
zum Ausgleich gleichwertige Ruhezeiten gewährt 
werden; 

2. wenn der Saisoncharakter der Arbeitsleistung oder 
die besonderen Merkmale bestimmter Tätigkeiten 
oder außergewöhnliche zeitlich bef ristete Situa-
tionen sachlich dem entgegenstehen, vorausge-
setzt, daß innerhalb eines sechs Monate nicht über-
schreitenden Zeitraums zum Ausgleich gleichwer-
tige Ruhezeiten gewährt werden; 

3. wenn zwischen den Arbeitgebern und den Vertre-
tern der Arbeitnehmer auf den entsprechenden 
Ebenen Tarifverträge abgeschlossen werden, die 
darauf abzielen, ein Bündel von Maßnahmen über 
die Gestaltung der Arbeitszeit in Übereinstimmung 
mit besonderen Bedingungen des Unternehmens 
einschließlich der täglichen und wöchentlichen Ru-
hezeiten sowie Nacht- und Schichtarbeit zu treffen, 
unter der Voraussetzung, daß innerhalb eines 
sechs Monate nicht überschreitenden Zeitraums 
den Arbeitnehmern zum Ausgleich gleichwertige 
Ruhezeiten gewährt werden. 

Artikel 13 

Alle sonstigen von der Gemeinschaft erlassenen 
spezifischen Bestimmungen bleiben unberührt. 

Artikel 14 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser 
Richtlinie bis spätestens 31. Dezember 1992 nach-
zukommen, oder sie vergewissern sich, daß die So-
zialpartner mittels Vereinbarungen die erforderli-
chen Bestimmungen einführen, ohne daß dadurch 
die Mitgliedstaaten ihrer Verpflichtung enthoben 
werden, die mit dieser Richtlinie bezweckten Er-
gebnisse zu erreichen. 

2. Die von den Mitgliedstaaten aufgrund des ersten 
Absatzes erlassenen Vorschriften müssen eine aus-
drückliche Bezugnahme auf diese Richtlinie ent-
halten. 

3. Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission unver-
züglich von den gemäß dieser Richtlinie erlassenen 
Vorschriften in Kenntnis. 

Artikel 15 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerich-
tet. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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COMPETITIVENESS AND EMPLOYMENT IMPACT STATEMENT 

Proposal for a Council Directive on certain aspects of the organization of working time 

L What is the main reason for introducing the 
measure? 

The policy objective is to establish minimum rules at 
Community level with respect to the establishment of 
minimum rest periods per day and per week and to the 
performance of shift, especially night work. Based on 
Article 118a of the Treaty the proposal is linked to the 
provisions of that Article, i. e. to lay down minimum 
prescriptions in the field of the work environment, in 
particular with respect to health and safety at the 
workplace. 

II. Features of the business in question 

As the other Directives based on Article 118a, notably 
the framework Directive 89/391/EEC, this proposal is 
intended to apply to all enterprises and the public 
service, as defined in the framework Directive. There-
fore the enterprises of all sizes and all sectors of acti-
vity — trades, manufacturing, services and ag ricul-
ture — are concerned by the Directive. SME's are af-
fected in the same way as large enterprises. Night 
work is not only used in large enterprises but also in 
activities where SME play an important role, such as 
trades, restaurants and hotels and commerce. 

III. What obligations does this measure impose 
directly on businesses 

The provisions of this Directive are intended to ensure 
certain protective rights to workers who perform shift 
and especially night work by laying down provisions 
with respect to the conditions under which these forms 
of working time arrangements may be carried out (In-
formation of night work on a regular basis, a certain 
number of hours of night work in a 24-hour period, 
health assessment of regular night workers, etc.), pro-
visions which exist already to a large extent in the 
Member States. Also with regard to minimum rest 
periods, the provisions laid down by this Directive are 
already respected in practice in the large majority of 
Member States and very often extended by collective 
agreements. The aim of this proposal is that all wor-
kers will be ensured these rights and that by these 
provisions the conditions at the workplace will be im-
proved leading to a better minimum protection for the 
health and safety of the workers. 

IV. What indirect obligations are national, 
regional or local authorities likely to impose 
on businesses? 

To the extent that national authorities have to trans-
pose the provisions of this Directive into national legis-
lation there will partly be an impact, i. e. in those cases 
where existing legislation or collective agreements 
have not yet laid down such minimum require-
ments. 

V. Are there any special provisions in respect of 
SME's? 

There are no specific provisions for SME's but the pro-
visions of Article 118a have to be observed which 
state that the creation and development of SME's must 
not be held back. The provisions proposed should also 
apply to SME's, albeit taking into account the fact that 
they may be waived in situations which, objectively, 
conflict with them, such as when they relate to the 
seasonal nature of the work performed or to features 
peculiar to certain activities or exceptional situations 
limited in time, provided that equivalent protection is 
granted within a reference period. These derogations 
may especially concern SME's. 

VI. What is the likely effect on 

a) the competitiveness of businesses? 

By rendering the working conditions at the workplace 
healthier for the workers the competitiveness of busi-
nesses will be increased since the human potential will 
be used in a more responsible way. The flexibility built 
into a large number of the provisions of the proposal 
and possibilities of derogation contribute to increase 
the competitive capacity of the enterprises. Longer 
term effects of protective measures, as envisaged by 
the proposal will reveal, as is already the case in a 
number of Member States and in other industrialized 
countries, that better protection of the workers at the 
workplace also contributes to increasing the competi-
tiveness of such enterprises. 

b) employment? 

The proposal is couched in such terms that while 
granting the employees certain protective rights, 
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especially with regard to minimum rest periods and 
recourse to night workers the flexibility of businesses 
is essentially maintained. Ce rtain reorganizations of 
working hours at microeconomic level may entail for 
some businesses economic losses and may tend to 
reduce their manpower levels. Others, however, will 
gain both with regard to productivity and employment 
when reorganizing working hours. In any case, since 
the Directive only prescribes minimum requirements 
it is difficult to forecast employment effects because 
standards more favourable to the workers may be laid 

down by national legislation and/or collec tive agree-
ments. 

VII. Have the relevant representative 
organizations been consulted? 

A comprehensive consulta tive process has been held 
with both sides of industry (see annex) and the obser-
vations and comments of the parties consulted have 
been taken into account in the final draft of this pro-
posal. 
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Bericht des Abgeordneten Reimann 

Die Vorlage wurde gemäß § 93 GO mit Drucksache 
11/8528 Nr. 31 vom 10. Dezember 1990 dem Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung zur federführen-
den und dem Wirtschaftsausschuß zur mitberatenden 
Beratung überwiesen. Eine erneute Überweisung er-
folgte für die 12. Wahlperiode durch den vom Deut-
schen Bundestag angenommenen interfraktionellen 
Antrag vom 7. März 1991 (Drucksache 12/210 
Nr. 138). 

Der Wirtschaftsausschuß hat in seiner Sitzung am 
20. März 1991 von der Vorlage Kenntnis genom-
men. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in sei-
ner 7. Sitzung am 20. März 1991 die Vorlage beraten 
und der Beschlußempfehlung, der ein Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP zugrunde lag, ein-
stimmig zugestimmt (bei Abwesenheit der Mitglieder 
der Gruppen Bündnis 90/GRÜNE und PDS/Linke 
Liste). Ein im Ausschuß eingebrachter Antrag der 
Fraktion der SPD war mit den Stimmen der Mitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion der SPD bei Ent-
haltung eines Mitgliedes der Fraktion der FDP abge-
lehnt worden. 

II. 

Der von der Kommission der EG gemäß der Gemein-
schaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeit-
nehmer und dem Aktionsprogramm der Kommission 
zur Anwendung dieser Charta vorgelegte Richtlinien-
vorschlag beinhaltet eine Reihe grundlegender Be-
stimmungen zu bestimmten Aspekten der Arbeitszeit-
gestaltung, die die Gesundheit der Arbeitnehmer und 
die Sicherheit am Arbeitsplatz betreffen. Hierbei han-
delt es sich vor allem um: 

— tägliche und wöchentliche Mindest-Ruhezeiten; 

— Mindestvoraussetzungen für die Ableistung von 
Schicht- und insbesondere Nachtarbeit; 

— Gesundheitsschutz und Sicherheit der Arbeitneh-
mer bei Änderungen des Arbeitsablaufs, die sich 
aus der Gestaltung der Arbeitszeit ergeben. 

Mit den in diesem Richtlinienvorschlag vorgesehenen 
Maßnahmen sollen zugleich die Bestimmungen zur 
Festlegung von Mindestbedingungen auf dem Ge-
biet des Gesundheitsschutzes und der Sicherheit am 
Arbeitsplatz durch Richtlinien des Rates, insbeson-
dere im Zusammenhang mit der Rahmenrichtlinie 
89/391/EWG vom 12. Juni 1989, vervollständigt wer-
den. 

Der Richtlinienvorschlag, der sich auf Artikel 118 a 
EWG-Vertrag stützt, soll mit Ausnahme bestimmter 
spezifischer Tätigkeiten im öffentlichen Dienst auf 
alle privaten und öffentlichen Tätigkeitsbereiche An-
wendung finden. Im einzelnen beinhaltet der Richt-
linienvorschlag folgende Festlegungen: 

— tägliche Mindest-Ruhezeit von 11 zusammenhän-
genden Stunden innerhalb eines 24-Stunden-Zeit-
raumes (Artikel 3), 

— wöchentliche Mindest-Ruhezeit von einem Ruhe-
tag im Anschluß an eine tägliche Mindest-Ruhe-
zeit innerhalb eines 7-Tage-Zeitraumes (Arti-
kel 4), 

— bezahlter Mindestjahresurlaub, dessen Dauer ent-
sprechend den einzelstaatlichen Praktiken festge-
legt werden soll (Artikel 5), 

— Begrenzung der Dauer der Arbeitszeit für Nachtar-
beitnehmer auf täglich 8 Stunden im Durchschnitt 
eines 14-Tage-Zeitraumes (= 112 Stunden) (Arti-
kel 7), 

— Überstundenverbot für Nachtarbeitnehmer (Arti-
kel 7), 

— Anspruch auf unentgeltliche arbeitsmedizinische 
Betreuung bei Nachtarbeit (Artikel 8), 

— Anspruch auf Umsetzung in Tagesschicht bei ge

-

sundheitlichen Problemen des Nachtarbeitneh-
mers (Artikel 8), 

— Anzeigepflicht gegenüber der zuständigen Auf-
sichtsbehörde bei Inanspruchnahme von Nacht-
arbeit (Artikel 9), 

— Tariföffnungsklausel (Artikel 12). 

III. 

Bei seinen Beratungen begrüßte der Ausschuß den 
Richtlinienvorschlag in seiner Zielsetzung. Die Mit-
glieder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP wiesen 
darauf hin, dieser Vorschlag unterstreiche, daß die 
EG-Sozialcharta eine gute Grundlage zur Einführung 
sozialer Mindeststandards auf europäischer Ebene 
bilde. Hinsichtlich einzelner Bereiche hielten sie je-
doch weitergehende Festlegungen für wünschens-
wert. Insbesondere sprachen sie sich dafür aus, den 
Sonntag als regelmäßigen wöchentlichen Ruhetag 
festzuschreiben. Desgleichen hielten sie es für erfor-
derlich, zur Konkretisierung der EG-Sozialcharta ei-
nen vierwöchigen Mindesturlaub in dem Richtlinien-
vorschlag vorzusehen. Sie unterstützten ferner den 
Vorschlag, Mindestregelungen für Ruhepausen aus 
Gründen des Gesundheitsschutzes in den Richtlinien-
vorschlag aufzunehmen. Sie wandten sich jedoch 
nachdrücklich dagegen, weitergehende Festlegun-
gen hinsichtlich der wöchentlichen Arbeitszeit zu tref- 
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fen. Entschieden plädierten sie dafür, gerade in dieser 
Frage die tarifvertragliche Gestaltungsfreiheit zu be-
wahren. 

Auch die Mitglieder der Fraktion der SPD unterstütz-
ten grundsätzlich das Ziel des Richtlinienvorschlages, 
Gesundheit und Sicherheit der Arbeitnehmer ge-
währleistende Aspekte der Arbeitszeitgestaltung EG

-

einheitlich zu regeln. Sie begrüßten, daß nunmehr 
auch die Bundesregierung die Festlegung eines vier-
wöchigen Mindestjahresurlaubes unterstütze. In 
einem von den Mitgliedern der Fraktion der SPD ein-
gebrachten Antrag, der nicht die Mehrheit im Aus-
schuß fand, sprachen sie sich darüber hinaus für eine 
Festlegung der werktäglichen Arbeitszeit auf höch-
stens 8 Stunden, die Festschreibung des Sonntags als 
wöchentlichen Ruhetag sowie Mindestregelungen für 

Ruhepausen aus Gründen des Gesundheitsschutzes 
aus. Von der Bundesregierung verlangten sie, im wei-
teren Verlauf der Beratungen ihre Vorbehalte gegen 
die von der Kommission und dem Europäischen Par-
lament im Zusammenhang mit der Nachtarbeit vorge-
schlagenen Maßnahmen aufzugeben oder zumindest 
soweit zu modifizieren, daß der insgesamt positiv zu 
bewertende Richtlinienvorschlag nicht an der Hal-
tung der Bundesregierung scheitere. Die Bundesre-
gierung forderten sie auf, sich die Vorschläge des 
Ausschusses für soziale Angelegenheiten des Euro-
päischen Parlaments betreffend der höchstzulässigen 
Wochenarbeitszeiten, der unentgeltlichen ärztlichen 
Untersuchungen bei regelmäßiger Nachtarbeit sowie 
der Kinderbetreuungseinrichtungen für Nachtarbei-
ter zu eigen zu machen und diese Vorschläge im Rah-
men der weiteren Beratungen zu unterstützen. 




